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• In den letzten Jahren 
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Versorgung mit Wasser 
und Energie 

• Die neue Verordnung verbietet 
den Zuzug nicht, sondern will 
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Liebe Leserin, lieber Leser,
große Ereignisse werfen ihre Schatten vo­

raus, heißt es. Eines dieser Ereignisse ist der 
5. Parteitag der Kommunistischen Partei Ku­
bas. In der letzten Ausgabe veröffentlichten wir 
den Aufruf des Zentralkomitees, mit dem die­
ser Kongreß einberufen wird. Darin heißt es: 
"Der Parteitag wird seine Bewertungen auf 
ideologischem Gebiet auf die Ergebnisse einer 
breiten Diskussion im Volk stützen, die die 
Partei vorher anregen wird. Dazu wird das ge­
samte Volk zu einem analytischen Papier be­
fragt, das jene Prinzipien und Forderungen 
enthält, auf die sich die Kubanische Revolution 
gestützt hat und immer stützen wird.

Dieses Papier liegt nun vor und wird derzeit 
schon überall im Lande, in allen Betrieben, 
allen Wohngebieten und allen Massenorgani­
sationen diskutiert. Unter dem Titel DIE PAR­
TEI DER EINHEIT, DER DEMOKRATIE UND 
DER MENSCHENRECHTE, DIE WIR VERTEI­
DIGEN stellt es klar, daß die Revolution seit 
1868 eine Einhejt bildet, ebenso wie das 
Volksheer, daß für ihre Verwirklichung ge­
kämpft hat, egal ob es in einer bestimmten 
Epoche Mambi-Heer genannt wurde, in einer 
anderen Rebellenarmee, oder heute Bewaffne­
te Revolutionäre Streitkräfte (FAR) heißt. Wei­
terhin erläutert es, warum es in Kuba nur eine 
einzige Partei gibt, und wie diese entstanden 
ist. Es erklärt die Prinzipien der Kubanischen 
Demokratie und geht auf die Frage der Mens­
chenrechte ein.

Dieses Papier wird auf dem 5. Kongreß der 
kubanischen Kommunisten, neben dem Be­
richt über die seit dem letzten Parteitag ver­
gangene Periode und einem Dokument zur 
ökonomischen Situation und Strategie des 
Landes, so etwas wie den Leitantrag bilden, 
der von den Delegierten zusammen mit den 
Ergänzungen und Änderungen, die sich aus 
der Diskussion der gesamten Bevölkerung er­
geben haben, beraten und anschließend in 
modifizierter Form beschlossen wird.

Wir dokumentieren dieses Papier trotz seiner 
Länge, damit sich unser Leserkreis ein Bild 
über das politisch-ideologische Selbstvers­
tändnis machen kann, mit dem nicht nur die 
Partei, sondern das gesamte Volk Kubas, den 
gegenwärtigen Problemen sowohl im nationa­
len als auch im internationalen Rahmen, be­
gegnet. Leider konnten wir es aus technischen 
Gründen nicht wie gewohnt als Beilage zur 
normalen Granma International herausbringen, 
so daß es einen großen Teil der Juliausgabe 
füllt. Wir bitten dafür um Verständnis.

Neben den Erläuterungen zu dem Diskus­
sionspapier der Partei möchte ich dieses Edi­
torial noch nutzen, um kurz auf den Wechsel 
unseres Vertriebspartners in Berlin einzuge­
hen.

Wir haben uns Anfang 1995 entschlossen, 
Nachdruck, Vertrieb und Aboverwaltung der 
Deutschen Ausgabe der Granma Internacional 
dem "Medienzentrum am Treptower Park" in 
Berlin zu übertragen. Dafür sprach damals ein 
unschlagbar günstiges Angebot sowie die 
Empfehlungen einer großen Solidaritätsorgani­
sation und des Konkret-Herausgebers Her­
mann L. Gremliza. Leider hat die innerhalb des 
Medienzentrum beauftragte Firma VVCO nie 
die uns zugesagten Preise eingehalten. Auch 
andere Vereinbarungen wurden z.T. völlig ig­
noriert. Auf Reklamationen erhielten wir in der 
Regel keine Antwort. Die Kommunikation zwis­
chen uns in Havanna und der Firma in Berlin

gestaltete sich ausgesprochen kompliziert und 
in vielen Fällen unerfreulich.

Bei meinem Besuch in Berlin im Dezember 
letzten Jahres teilte mir schließlich der Ges­
chäftsführer von VVCO mit, die Firma sei 
schon seit einem Monat pleite! Statt uns diese, 
für uns nicht unwichtige Tatsache aber mitzu­
teilen, entschloß er sich, die gesamten mit Gl 
zusammenhängenden Arbeiten unter dem Na­
men einer anderen Firma (Deutsche Lehrerzei­
tung) weiterzuführen, deren Geschäftsführer er 
ebenfalls ist. Doch, so sagte er mir, könne er 
in diesem Zusammenhang die Preise (die oh­
nehin schon weitaus höher waren, als uns 
ehedem zugesagt) nicht halten. Das habe zur 
Folge, daß Gl Verluste produzieren würde, 
wenn wir den Abo- und Einzelverkaufspreis 
nicht erhöhen.

Dieses meines Erachtens zutiefst unseriöse 
Geschäftsgebaren war der Anlaß, daß ich um­
gehend die Zusammenarbeit mit der bankrot­
ten VVCO kündigte (mit der Deutschen Lehrer­
zeitung hatten wir keinerle i geschäftliche  
Beziehungen). Um jedoch das weitere Erschei­
nen der Gl zu garantieren, wandte ich mich mit 
der Bitte an den Verlag 8. Mai, für drei Monate 
provisorisch alle mit dem Vertrieb in Europa 
zusammenhängende Aufgaben zu überneh­
men. In diesem Zeitraum wollten wir anhand 
von Angeboten sowohl dieses Verlages als 
auch anderer Ihteressierter in Havanna neu 
über unseren Vertriebspartner entscheiden.

Nach Prüfung der eingegangenen Angebote 
haben wir uns für die weitere Zusammenarbeit 
mit dem Verlag 8. Mai entschieden. Der Verlag 
wird ab sofort auch die Anzeigenakquisition für 
uns übernehmen. Wir hoffen, daß keinem un­
serer Abonnenten durch diesen Wechsel ir­
gendwelche Unannehmlichkeiten, weder beim 
Bezug dpr Zeitung noch bei der Kassierung, 
entstanden sind

Zum Schluß möchte ich noch eine erfreuliche 
Nachricht weitergeben. Unsere Lay-Out-Abtei­
lung hat mir versprochen, noch in diesem Mo­
nat damit zu beginnen, endlich auch die Deuts­
che Ausgabe der Granma In te rnac iona l 
regelmäßig ins Internet einzuspeisen. Damit 
wird nicht nur eine größere Verbreitung der 
Deutschen Ausgabe garantiert, sondern sie 
wird auch für potentielle Inserenten interessan­
ter. Hoffen wir also gemeinsam, daß sie dieses 
Versprechen erfüllen können, um so den Le­
serkreis von Granma Internacional weiter zu 
vergrößern und ggf. die wirtschaftliche Basis 
solider zu gestalten.

Trotzdem sind wir natürlich nach wie vor auf 
die Unterstützung unserer Leserinnen und Le­
ser angewiesen. Sowohl bei der Abowerbung, 
als auch bei der materiell-technischen Ausstat­
tung. Von meiner BRD-Reise zur Jahreswende 
konnte ich fünf gespendete Computer mitbrin­
gen, die vor allem unseren Journalisten zu 
gute kommen. Neben Computern brauchen wir 
auch weiterhin Fachlexika und Nachschlage­
werke (Kultur, Politik, Geschichte, Sport etc.) 
sowie jede Menge Büromaterial.

Allen, die uns bisher in unserer Arbeit unters­
tützt haben, möchte ich an dieser Stelle noch 
einmal im Namen des gesamten Kollektivs von 
Granma Internacional recht herzlich danken.

Ihr

Hans-Werner Richert

http://www.granma.cu
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W ELTJUG ENDFESTSPIELE

Bestmögliche Betreuung 
für die Delegierten
MARELYS VALENCIA  
ALMEIDA
- Granma Internacional

• NACHDEM der Pro­
zeß der Auswahl der Ju­
gendlichen in den 
einzelnen w irtschaftli­
chen, gesellschaftlichen 
und politischen Berei­
chen des Landes vor 
fast einem halben Jahr 
begonnen hatte, ist nun 
die kubanische Delega­
tion , die an den 14. 
Weltfestspielen der Jugend und 
Studenten teilnehmen wird, vorge­
stellt worden.

Das Durchschnittsalter der Dele­
gierten beträgt 28 Jahre, und die 
zahlenmäßig größte Gruppe kommt 
aus dem Bildungswesen, gefolgt 
von Arbeitskräften aus der Land­
wirtschaft, dem Gesundheitswesen 
und der Zuckerwirtschaft. Von den 
tausend Jugendlichen, die die De­
legation ausmachen, vertreten 110 
Jugendliche die gleiche Anzahl von 
vorbildlichen Arbeitsstätten und In­
stitutionen. Diese hatten die Gele­
genheit, ihren Festivalkandidaten in 
Direktwahl zu bestimmen.

Die Jugendlichen hatten einen Ar­
beitstag in der Zuckerrohrernte ge­
wählt, um die Aufstellung der kuba­
nischen Delegation zu feiern.

Inmitten des spürbaren Trubels 
von produktiven und finanziellen 
Beiträgen zum Festival haben die 
Salsagruppen des Landes mit einer 
Reihe von.Konzerten, die sie in ih­
rer Freizertgn den verschiedenen 
Tourismuszentren veranstalteten, 
21..000 Dollar zusammen gebracht.

Über die Herrichtung der Woh­
nungen, in denen die Delegierten 
untergebracht werden, wurde be­
kannt, daß sich im ganzen Land
15.000 Haushalte darauf vorberei-

tet haben, Festivalgäste aufzuneh­
men, während in Havanna, wo sich 
diese die längste Zeit aufhalten 
werden, 8.000 Wohnungen für de­
ren Aufnahme fast fertig hergerich­
tet sind. Wie Eduardo Rodriguez, 
der Verantwortliche des Festivalko­
mitees für Unterbringung und Ge­
sundheitsbetreuung, der Presse 
mitteilte, wird Kuba am 5. Juli für 
das internationale Treffen bereit 
sein. An diesem Tag wird es in je­
dem Wohnviertel ein Fest geben.

Um zu erreichen, daß die Festi­
valteilnehmer die bestmögliche Be­
treuung erhalten, wurde eine Orga­
nisationsstruktur geschaffen, der in 
jedem Volksrat ein Leitungsstab 
vorsteht. Auch die Familienärzte 
werden den Delegierten zur Verfü­
gung stehen.

Mitte Juni wird in Kuba bekannt 
sein, aus welchem Land jeder ein­
zelne Festivalteilnehmer kommt, 
welche Delegation in welchem 
Wohnviertel betreut wird und wel­
che kubanische Familie wen auf­
nehmen wird. So wird es möglich 
sein, die Lebens- und Eßgewohn­
heiten der Jugendlichen zu kennen, 
damit ihnen nicht nur eine gute, 
sondern die bestmögliche Betreu­
ung zuteil wird, wie Eduardo Rodri­
guez formulierte.

Die Jugend  der USA w ird  um ih r Recht 

zu r T e ilnahm e käm pfen

JUDITH LE BLANC 
- People’s Weekly World

• NEW YORK. - Das Nationale Vor­
be re itungskom itee  der USA 
(USNPC) gab bekannt, daß das 
Büro zur Kontrolle des Auslands­
vermögens (OFAC) des Depart­
ment of Treasure die ersten 
Anträge zur Erlaubnis für die Reise 
zu den Weltfestspielen der Jugend 
und Studenten abgelehnt haben.

Das USNPC und das Nordameri­
kanische Organisationskomitee, 
eine Gruppe zur Solidarität mit 
Kuba, stellten Ihre Anträge gemäß 
den Bestimmungen für Reisen zu 
internationalen Konferenzen. *

"Es ist eine Beleidigung, daß man 
hunderten Jugendlichen, die sich 
entschlossen haben, nach Havanna 
zu gehen, die Ausreise verweigert", 
sagte die Nationale Koordinatorin 
des USNPC, Lauren Garlovsky. 
"Wir brauchen den gegenseitigen 
Austausch von Jugendlichen, wo 
Immer ein politischer Spannungs­
herd auf der Welt besteht. Wir ha­
ben im Kampf um die Verteidigung 
des öffentlichen Bildungssystem, 
um die Rechte der Frauen, gegen 
den Rassismus und die Diskriminie-

rung gestanden. Man känn uns zu 
den wirksamsten Botschaftern für 
Frieden und Freundschaft zählen."

Die Bewegung für die Weltfest­
spiele wurde unterstützt vom Cen­
ter for Campus Organizing, Rock 
the Vote, Student Environmental 
Action Coalition, Student Associa­
tion of the State of New York, Uni­
ted State Student Association, der 
Jugendsektion der Southern Chri­
stian Leadership Conference, Uni­
versity of California Student Asso­
ciation, The Young Communist 
League sowie einer ständig wach­
sende Zahl von kommunalen 
Gruppen und Abgeordneten.

Seth Oberman vom Exekutivrat 
und Mitglied der kommunistischen 
Jugend sagte,'"die Organisationen, 
die um die Teilnahme an den Welt- 
festsplelen kämpfen, müssen Z u ­

sammenarbeiten, um sich gegen 
diese Entscheidung zu stellen”. 
Das USNPC ersuchte alle, die in 
den USA glauben, daß die Jugend 
das*Recht hat, an diesem Welttref­
fen teilzunehmen, ihre Kongreßab­
geordneten aufzurufen, um das De­
partment of Treasure zu drängen, 
diese Entscheidung rückgängig zu 
machen.

UNESCO-BUCH ZUR  
HOCHSCHULBILDUNG
• FÜR eine neue Hochschulbildung  
heißt das neue Buch, das die UNES­
CO aus Ansprachen, Vorträgen und 
Diskussionsbeiträgen zusammenge­
stellt hat, die während der Regiona­
len K o n fe re n z  über P o litik  und 
Strategien zur Um gestaltung des 
Hochschulwesens in Lateinamerika 
und der Karibik gehalten wurden: Die 
Konferenz fand im November 1996 
auf Einladung der UN-Organisation 
in Havanna statt. Auf einer Veran­
staltung in der Aula M agna , dem  
Großen Hörsaal der Universität Ha­
vanna, übergab Dr. Luis Yarzäbal, 
der Direktor des Regionalen Zen­
trums für Hochschulbildung der UN­
E S C O , den Band an den  
kubanischen Minister für Hochschul­
bildung, Dr. Fernando Vecino Ale- 
gret. '

ÍJEUE HERZTRANSPLANTATION

• DER 34jährige Pablo Miranda, ein 
Schlosser aus der Zuckerindustrie, ist 
ein weiterer Kubaner, der seit einigen 
Tagen mit einem neuen Herzen lebt. 
Im Krankenhaus "Hermanos Almeijei- 
ras" wurde er von einem multidiszipli­
nären Ärzteteam unter der Leitung 
von Prof. Noel G onzález operiert, 
der 1985 die Herztransplantation in

. Kuba einführte. In den neun Jahren 
bis 1994 wurden auf der Insel 94 
Transplantationen vorgenom m en. 
Aufgrund der kriminellen US-Blok- 
kade m ußten diese O perationen  
zeitweilig eingestellt werden. G e­
genwärtig leben 15 Kubaner mit ei­
nem transplantierten Herzen. Der 
älteste Fall ist Héctor Despaigne, 
der 1986 operiert wurde.

DROGENHÄNDLERIN
VERURTEILT

• ZU acht Jahren Freiheitsstrafe we­
gen Drogenhandels wurde die briti­
sche S ta a ts b ü rg e rin  M e la n ie  
Amanda Smith aus Jam aika, vom 
Volksgericht der Provinz Matanzas 
verurteilt. Bei Röntgenuntersuchung 
der Gepäckstücke des aus Jamaika 
kommenden Fluges von Cubana de 
Aviación  auf dem in ternationalen  
Flughafen "Juan Gualberto Gómez"

von Varadero wurden achteinhalb Ki­
logramm Marihuanaöl entdeckt, die 
in einer doppelten Verkleidung im 
Boden ihres Koffers verborgen wa­
ren.

W ASSERSTOFF ALS  
BRENNSTOFF

• INS Leben gerufen wurde die Na­
tionale Gruppe zur Untersuchung  
des W asserstoffs als erneuerbare  
Energiequelle, die dem Ministerium 
für Wissenschaft, Technologie und 
Umwelt untersteht. Der Wasserstoff 
gilt als der wahrscheinlichste Anwär­
ter, der im nächsten Jahrhundert das 
Erdöl als Brennstoff ersetzen soll.

W ISSENSCHAFTLICHE
KONFERENZEN

• DER Erste Lateinam erikanische  
Kongreß über die U ntersuchung  
Neugeborener und Erbliche Stoff­
wechselerkrankungen wird vom 14. 
bis zum 18. September in Havanna 
stattfinden, parallel zur Veranstal­
tung Inm unoensayo  '97 , die vom Ku­
banischen Institut für Immuntests 
anläßlich seines zehnjährigen Beste­
hens einberufen wird. Das Institut 
verfügt bereits über ein landesweites 
Netz mit 116 Laboratorien, die mit 
dem. U ltra m ik ro a n a ly s e n s y s te m  
(SUMA) arbeiten, das bisher 36 Mil­
lionen Untersuchungen ermöglicht 
hat, die unter anderem zur Feststel­
lung von angeborenen Mißbildungen 
und von Schilddrüsenunterfunktio­
nen gedient haben.
• UNTER dem Titel "Konzeptioneller 
und technologischer Wandel in der 
Logistik für das 21. Jahrhundert" ver­
anstaltet die technische Hochschule 
ISPJAE und die Kubanische Gesell­
schaft für Logistik vom 25. bis 28. 
November die Logistica 97. Im Rah­
men der Konferenz wird die Ausstel­
lung "In der Logistik angewandte  
Technologien und Software" präsen­
tiert.

8. MAI

• DEM 52. Jahrestag der Niederlage 
des Faschismus wurde mit Kranznie­
derlegungen im Mausoleum für den 
Internationalistischen Sowjetsolda­
ten durch das Ministerium der Revo­
lutionären Streitkräfte, das Institut für 
Völkerfreundschaft und die Botschaf­
ten von Rußland und der Ukraine ge­
dacht.
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Sextourismus 
• las zieht
•  Deutscher Journalist 
wehrte sich erfolgreich 
gegen einen
diffamierenden Bericht des 
Spiegel-TV und spendet 
den erstrittenen 
Schadensersatz dem 
kubanischen 
Frauen verband

HANS-W ERNER RICHERT  
- Granma In ternational

• "NO hay mal que por bien no 
venga" (Es gibt nichts schlechtes, 
daß nicht auch etwas Gutes mit 
sich bringt), heißt eine kubani­
sche Redensart. So ist wohl auch 
der Skandal um die Fälschung 
von Spiegel-TV zu bewerten, das 
in einem Fernsehbericht unter 
dem Titel "Händler, Huren, Gueril- 
leros" im Januar des vergangenen 
Jahres einen Journalist der Süd­
deutschen Zeitung als vermeintli­
chen S e x to u ris t auf Kuba 
diffamierte.

Dieser Journalist, Georg Hoh- 
mann, sitzt heute mit uns in der 
Zentrale des kubanischen Frauen­
verbandes FMC und kündigt den 
anwesenden Vorstandsmitgliedern 
des Verbandes an, er wolle das in 
langwierigen Prozessen gegen 
Spiegel-TV erstrittene Schmer­
zensgeld von 20.000 DM dem FMC 
spenden.

Auf Bitte von Carolina Aguilar, 
Leiterin der Verbandszeitschrift 
Mujeres, beginnt er die Geschichte 
zu erzählen, wie der diffamierende 
Fernsehbericht zustandegekom­
men ist, und was er in Folge der 
Ausstrahlung zu ertragen hatte. 
"Bei mir stand das Telefon nicht 
mehr still."

Nachdem er in der "Süddeut­
schen" seine Sicht der Dinge in ei­
nem Artikel geschildert hatte, ver­
langte  der Spiege l eine 
Gegendarstellung. Daraus entwik- 
kelte sich ein "Pressekrieg" und 
außerdem ein langwieriger Rechts­
streit (sieben Verhandlungen), in 
dem der Spiegel unterlag. Hoh- 
mann erw irkte  außerdem eine 
einstweilige Verfügung gegen den 
Spiegel und klagte schließlich auf 
Schadensersatz. "Es war nicht 
leicht für mich, dieser ganze Ge­
richtskram und dazu in der Zeitung 
zu lesen, was die Leute über mich 
lügen." Trotzdem entschloß er sich 
"das durchzuziehen", um "dieser 
Art von Journalismus eins auf den 
Deckel zu geben" und weil er mit 
seiner Zeitung eben ein Forum 
habe, über das andere Leute nicht 
verfügen.

Den Rechtsstreit, der insgesamt 
über ein Jahr dauerte, konnte er 
aber nur führen, weil der Journali­
stenverband ihm Rechtsschutz ge­
währte. "Ich hätte das Geld nicht 
gehabt, so einen Prozeß durchzu­

ziehen, das kostet ja ein Heiden­
geld.” .

Wie er auf die Idee kam, den er­
strittenen Schadensersatz von
20.000 DM dem Frauenverband zur 
Verfügung zu stellen, erklärt Georg 
Hohmann folgendermaßen: "Ich 
wollte mich von vornherein nicht an 
der Sache bereichern. Ich wollte 
kein Geld für mich haben, sondern 
ich hab gesagt, das kriegt dann 
eben eine soziale Einrichtung."

Außerdem sei er im letzten Jahr 
erneut zum Filmfestival in Havanna 
gewesen und da habe er feststellen 
müssen, "daß der Filmbericht auch 
hier großes Ärgernis erregt hat. 
Und das ist auch richtig. Ich habe 
zunächst nur meine Seite gesehen. 
Doch hier habe ich gemerkt, daß 
Kuba als Land betroffen ist." Ihm 
wurde klar, daß man hier in Kuba 
unter den einseitigen und falschen 
Darstellungen in europäischen 
Fernsehsendungen und der Print­
presse über die Prostitution auf der 
Insel leiden müsse, denn dadurch 
werde "die kubanische Frau in den 
Dreck gezogen". In der Folge der 
Spiegel-TV Reportage seien im 
deutschen Fernsehen nur Sextou­
rismusfilme zu sehen gewesen, 
wenn es um Kuba ging. "Das ist 
rein kommerzieller Journalismus 
und das zieht. Wenn du hier eine 
schöne Reportage über Trinidad 
machst, oder über die Zuckerroh­
rernte, das wollen die Leute nicht 
sehen."

Und da er von der Arbeit des 
Frauenverbandes gehört habe, von 
den Aktivitäten an der Basis, habe 
er gedacht, dies sei ein guter Ver­
wendungszweck für dieses Geld.

Sonja Berentervide Dopico, im 
FMC-Vorstand für Basisarbeit zu­
ständig, bedankte sich bei Georg 
Hohmann und versprach, daß die­
ses Geld genau für diesen Zweck 
eingesetzt werde. Carolina Aguilar 
sagte, diese Form journalistischer 
Arbeit, wie sie Hohmann mit dem 
Aufdecken der Lügengesohichte 
betrieben habe, sei ein Beispiel für 
eine Berufsethik, wie sie überall - 
sei es im Sozialismus, sei es im 
Kapitalismus - nötig sei. Sie unter­
strich den Mut, den er in diesem 
Fall bewiesen habe ufid betonte, 
"ohne den Gedanken der Gerech­
tigkeit und der Wahrheit können wir 
keinen vernünftigen Journalismus 
betreiben."

Eine Hoffnung 
für das nächste 
Jahrhundert
• DER deutschen Öffentlichkeit war 
sein Name bis zu diesem 19. Fe­
bruar 1997 nicht geläufig. Als der 
Mordanschlag eines Neonazis ihm 
den linken Unterarm zerfetzte und 
einen Finger der rechten Hand ko­
stete, tauchte der 63jährige Buch­
händler in deivMedien. dés Landes 
auf - um bald wieder von den ta­
gespolitischen Schlagzeilen ver­
drängt zu werden.

In Kuba jedoch ist Klaus Baltru- 
schat kein Unbekannter. Seit er An­
fang der 60er Jahre im Staatsse­
kre ta ria t für Hoch- und 
Fachschulwesen der DDR den 
"Grundstein für die Wissenschafts­
beziehungen" zwischen den beiden 
Staaten gelegt hatte, blieb er der 
karibischen Insel stets verbunden. 
Viele Kontakte zwischen Universi­
täten der beiden Länder, aber auch 
zwischen einzelnen Wissenschaft­
lern; sind auf sein Wirken zurück­
zuführen.

"Meine Beziehungen zu Kuba 
sind im Herzen geblieben" sagte er 
gegenüber Granma Internacional. 
Das äußert sich auch darin, daß er 
nach 1990 wieder Wege suchte, 
um der Antilleninsel zu helfen. Er 
fand sie, indem er sich bei Cuba Si 
engagiert.

Als er nach dem Mordanschlag 
ins Krankenhaus kam, sagte er so­
fort, "wer mich besucht, möchte bit­
te keine Blumen mitbringen, son­
dern für Kuba spenden". Während 
seines Krankenhausaufenthaltes 
kamen so über 8.000 DM zusam­
men. Außerdem bekam er Hunder­
te von Briefen aus der ganzen 
BRD, die ihn in seinem Engage­
ment für Kuba bestärkten.

Der Staatsrat der Republik Kuba 
zeichnete ihn für seine unermüdli­
chen Anstrengungen am 5. Juni mit 
dem Orden der Solidarität aus.

Auf die Frage, welche Bedeutung 
die Solidarität mit Kuba heute für

ihn hat, antwortete er, "Kuba ist 
nach dem Zusammenbruch des so­
zialistischen Lagers in Europa eine 
Hoffnung für das nächst^ Jahrhun­
dert, eine Hoffnung, daß dfer Sozia­
lismus triumphieren wird"* Die Soli­
darität mit der Insel sei nicht nur 
eine Hilfe für das Land, so sagt er, 
sondern stelle auch ein Stück Hoff­
nung für die sozialistische Bewe­
gung dar.

Er fliege mit einem optimistischen 
Eindruck zurück, betonte Klaus 
Baltruschat. "Kuba hat offensicht­
lich die Talsohle verlassen und es 
wird dafür gearbeitet, daß es vor­
wärts geht."

Sein abschließender Rat an die 
Leser von Granma Internacional: 
"Verstärkt eure Solidarität, packt 
eure Koffer und bringt Touristen 
nach Kuba."

• HWR

Gefährdung für den Flugverkehr
• EIN Flugzeug der Gesellschaft 
Panameña de Aviación SA (CMP- 
601) vom Typ DC-8 auf dem Flug 
von Miami nach Tocumen in Pana­
ma meldete am 6. Juni 1997 um
9.00 Uhr der Flugverkehrskontrolle 
Havanna, 110 km nördlich von 
Punta Alegre in der Provinz Ciego 
de Ávila eine gefährliche Begeg­
nung mit einem Flugzeug der US- 
Air Force vom Typ RC-135 gehabt 
zu haben, das seit 8.18 Uhr nörd­
lich des Territoriums Aufklärung ge­
gen Kuba betrieben hat.

Im Moment der Begegnung flog 
die RC-135 in 30.000 Fuß Höhe 
(9.144 m), während sich die DC-8 
auf einer Höhe von 31.500 Fuß 
(9.601 m) befand. Der Vorfall ereig­
nete sich bei einem Höhenunter­
schied von 1.500 Fuß (457 m) und 
einer Entfernung von vier Meilen 
(6,437 km) zwischen den Flugzeu­
gen. Der in der Luftfahrt zulässige 
Mindestabstand in der Höhe liegt 
unter diesen Bedingungen bei
2.000 Fuß (610 m).

Später, um 11.48 Uhr des glei­
chen Tages, informierte ein weite­
res Flugzeug, eine Boeing-757 der 
US-amerikanischen Luftfahrtgesell­
schaft American Air Lines (AAL- 
2185) auf dem Flug von Miami 
nach Cancün dieselbe RC-135 
etwa 100 km nördlich von Bahia 
Honda in der Provinz Pinar del Rio, 
in einer Entfernung von 15 Meilen 
(24,140. km) gesichtet zu haben. 
Die RC-135 flog zu der Zeit auf
35.000 Fuß Höhe (10.668 m) und 
die Boeing auf einer Höhe von
34.000 Fuß (10.363 m).

In beiden Fällen sandte die Flug­
verkehrskontrolle Havanna Mittei­
lungen über die besagten Vorfälle 
an die Flugverkehrskontrolle in 
Miami.

1997 wurden bisher 14 gefährli­
che Begegnungen mit Sichtkontakt 
gemeldet, die so ähnlich abliefen, 
wie der oben beschriebene Fall.

Für Georg Hohmann und seine 
Freundin war es nicht leicht, die 
Zeit des Rechtsstreits durchzu­
stehen
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Die Partei 
der Einheit, der 
Demokratie 
und der
Menschenrechte, 
die wir 
verteidigen

V. Parteitag der
Kommunistischen Partei Kubas

Oktober 1997
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Landsleute!
Wir sind auf dem Weg zu einem neuen Partei­

tag, der ein Kongreß des ganzen kubanischen 
Volkes sein wird.

In ebenso entscheidenden Augenblicken wie 
den heutigen erklärte einst José Marti: ”... die 
Partei existiert, sich ihrer Sache sicher, ais 
sichtbare Seele Kubas“.

Marti gründete im Jahre 1892 die einheitliche 
Partei der Patrioten seiner Zeit, die Partido Re- 
voiucionario Cubano (Revolutionäre Kubanische 
Partei), um die Unabhängigkeit Kubas zu errei­
chen und zur Unabhängigkeit von Puerto Rico 
beizutragen, um den notwendigen Krieg gegen 
das spanische Kolonialjoch zu führen, um den 
Gelüsten der USA ein Ende zu setzen und eine 
Republik zu gründen, "mit allen und für das 
Wohl aller”, in der “volle Gerechtigkeit“ erkämpft 
Werden würde.

Sieben Jahrzehnte später, während der ruhm­
reichen Tage der Schweinebucht, erblickt ihre 
legitime Erbin das Licht der Weit, die Partido Co­
munista de Cuba (Kommunistische Partei Ku­
bas), die sich ebenfalls ihrer Sache sicher ist.

Für die Kubaner sind ein unabhängiges Vater­
land, echte Demokratie und Sozialismus unlös­
bar miteinander verbunden. Unsere Partei setzt 
das Werk der Partei Martis fort und hält ent­
schlossen die Fahnen hoch, die uns unsere Vor­
kämpfer übergeben haben und für die so viele 
Helden und Märtyrer ihr Blut vergossen haben.

"Die Partei ist heute die Seele der Revolution”, 
sagte Fidel Castro, ihr Gründer und Leiter.

I. ES GIBT NUR EINE EINZIGE 
KUBANISCHE REVOLUTION

Die Kubanische Revolution, die am 10. Okto­
ber 1868 auf dem Landgut La Demajagua ihren 
Anfang nahm, ist bis in unsere Tage ein und die­
selbe. In ihr sind die Ideale der nationalen Un­
abhängigkeit, der sozialen Gerechtigkeit und der 
Brüderlichkeit zwischen den Menschen untrenn­
bar vereint.

Die Initiatoren unserer Revolution gaben 
ihren Sklaven die Freiheit und kämpften ge­
gen eine Kolonialherrschaft, die auf Sklave­
rei und auf einer unbarmherzigen Trennung 
gesellschaftlicher Schichten beruhte. Direkt 
von 1868 an beteiligten sich Männer an den 
Heldentaten, die aus den niedrigsten Schich­
ten der Gesellschaft kamen. Sie machten 
das Gros der Kämpfer aus, und viele er­
reichten hohe militärische Ränge und bedeu­
tende Stellungen in der Kriegsführung.

Das Volk teilte die Risiken und Opfer und über­
nahm die führende Rolle bei der Gestaltung sei­
nes Schicksals. In der Wildnis und im Exil, in 
den Hörsälen und in den Werkstätten strebte es 
nach der unerläßlichen Einheit und entwarf das 
Wunschbild der ersehnten Nation. Die Ereignis­
se von Guäimaro und Baraguä, Jimaguayü und 
La Yaya trieben diesen einzigartigen Prozeß in­
mitten des äußerst unbändigen Kampfes gegen 
Spanien voran.

Verschiedene Faktoren erklären die gesell­
schaftliche Radikalisierung unserer Unabhän- 
giakeitskämpfe, die hier mehr als ein halbes 
Jahrhundert später als im restlichen Lateiname­
rika aufgenommen wurden. In unserem Fall 
mußte nicht nur dem Kolonialjoch ein Ende ge­
setzt werden, sondern man mußte sich auch der 
expansionistischen Bestrebungen der USA er­
wehren. Zudem war es unerläßlich, eine kubani­
sche Oflgarchie zu beseitigen, die sich den 
Kolonialisten anschloß und zu Anhängern des 
Annexionismus wurde.

Kuba stellte und stellt noch immer eines von 
der herrschenden Klasse der USA am meisten 
begehrten Dinge dar. Einer der ersten Präsiden­
ten des damals in der Herausbildung begriffenen 
Imperiums, Thomas Jefferson, äußerte zu An­
fang des vergangenen Jahrhunderts mit aller 
Deutlichkeit sein Interesse, die Insel zu besit­
zen.

1820 proklamierte die USA unter der Präsi­
dentschaft von James Monroe die Theorie von 
der reifen Frucht, d. h., sobald Kuba von Spa­
nien getrennt wäre, sollte es seinem Nachbarn 
im Norden in die Hände fallen. .

Die Präsidenten, die ihm bis zum Zeitpunkt der 
militärischen Intervention im Jahre 1898 nach­

einander folgten, bekräftigten diese Politik. Sie 
setzten. dabei auf Druck, Kaufangebote an die 
Insel und den Einsatz annexionistischer Kräfte 
Kubas.

Die US-amerikanische Regierung widersetzte 
sich dem Vorschlag, Spanien aus Kuba zu ver­
treiben, den Simón Bolívar, der Befreier Süd­
amerikas, 1826 vor dem Kongreß von Panama 
vorbrachte, und erreichte, daß er verworfen wur­
de. Gleichzeitig warnte sie Mexiko und Kolum­
bien in sehr energischer Form davor, irgendeine 
Art von Expedition gegen die Kolonialmacht auf 
der Insel zu unternehmen.

Mit der Absicht, ihre annexionistischen Bestre­
bungen zu verwirklichen, finanzierten US-ameri­
kanische Anhänger der Sklaverei Mitte des 19. 
Jahrhunderts zwei bewaffnete Expeditionen, die 
Narciso López anführte. Seit damals widersetz­
ten sich die USA jedoch beständig gegen all 
jene Unternehmungen, die emigrierte Patrioten 
organisierten, um Kuba zu befreien.

Der unmittelbare Feind, der geschlagen wer­
den mußte, war die spanische Metropole. Doch 
der US-amerikanische Imperialismus stellte be­
reits eine größere Gefahr für unsere Nation dar.

Carlos Manuel de Céspedes gelang es, in der 
Anfangsphase des Zehnjährigen Krieges aufzu­
decken, daß “das Geheimnis“ der US-amerika­
nischen Politik darin bestand, “sich Kubas zu 
bemächtigen“.

Marti wußte das Ausmaß dieser Bedrohung 
einzuschätzen, sie anzuklagen, die Patrioten zu 
organisieren, um ihr zu begegnen, und in die­
sem Kampf sein beispielhaftes Leben zu opfern. 
In seinem politischen Testament machte er - 
kurz bevor er fiel - darauf aufmerksam: ”... Täg­
lich bin ich der Gefahr ausgesetzt, mein Leben 
für mein Land hinzugeben und damit meine 
Pflicht zu erfüllen - denn so begreife ich sie, und 
ich habe den Mut, sie zu erfüllen -, durch die 
Unabhängigkeit Kubas rechtzeitig zu verhindern, 
daß sich die Vereinigten Staaten über die Antil­
len ausbreiten und mit der auf diese Weise aus­
gedehnten Macht in die Länder Unseres 
Amerikas einfallen. Was ich bis heute tat und 
noch tun werde, tat ich in diesem Sinne. “

Der Krieg von 1895 führte unbeirrbar zum 
Ende des spanischen Kolonialismus. Mit der von 
Máximo Gómez und Antonio Maceo geleiteten 
Invasion aus dem Osten, einer außergewöhnli­
chen militärischen Leistung, breitete sich der 
Kampf im ganzen Lande aus, gnd mit den Feld­
zügen, die im Westen und im Herzen der Insel 
durchgeführt wurden, führte man einen entschei­
denden Schlag gegen das demoralisierte und of­
fensichtlich vor dem Zusammenbruch stehende 
Heer der spanischen Krone.

1898 ereignete sich die fragwürdige und nie­
mals aufgeklärte Explosion des Panzerkreuzers 
Maine in der Bucht von Havanna. Dies war der 
Vorwand, der Washington die Türen zur militäri­
schen Intervention in der Kolonie öffnete, die 
Spanien im wesentlichen bereits verloren hatte.

Nachdem die Vereinigten Staaten Spanien 
den Krieg erklärt hatten - eine Tatsache, die 
Lenin als den ersten imperialistischen Krieg in

der Geschichte der Gegenwart bezeichnete -, 
brachten die US-Amerikaner drei Monate damit 
zu, die kubanischen Küsten und Häfen zu blok- 
kieren und zu überfallen. Damit verschlimmerten 
sie noch die Not, unter der die Bevölkerung seit 
der Truppen konzentration von Valeriano Weyler 
litt.

Danach konzentrierten sie ihre Anstrengungen 
auf das, was sich als ihre wesentlichsten A lio ­
nen erweisen sollte: die Zerstörung des Ge­
schwaders von Admiral Cervera, das in der 
Bucht von Santiago de Cuba vor Anker lag, und 
die Einnahme der Stadt, die bereits von den 
Mambises belagert wurde und deren Befreiung 
nur noch eine Frage der Zeit war.

Nach der Kapitulation des dort liegenden spa­
nischen Heeres gestatteten die Yankee-Besat­
zer den Truppen unter dem Befehl von Calixto 
García nicht, in die Stadt einzumarschieren. Und 
das, obwohl deren Beitrag für die Landung der 
US-Amerikaner und die Kämpfe um Santiago de 
Cuba entscheidend gewesen sind.

Die Vereinigten Staaten raubten Kuba die Un­
abhängigkeit, um die Hunderttausende seiner 
Söhne drei Jahrzehnte lang mit der Machete in 
der Hand gekämpft hatten. Dabei hatten sie un­
ermeßliche Mengen an Blut vergossen und gan­
ze Familien große Opfer auf sich genommen.

Unsere Nation wurde zum Gegenstand der nie­
derträchtigsten Transaktion, indem sie von den 
Vereinbarungen ausgeschlossen wurde, die je­
nem Krieg ein Ende setzten, den sie selbst ge­
wonnen hatte. Die USA und Spanien 
verhandelten hinter ihrem Rücken und stimmten 
ihre Interessen ab. Dies gipfelte in der Unter­
zeichnung des Friedensvertrags von Paris.

Nachdem Marti und Maceo bereits gefallen 
waren, erleichterte die Auflösung der Revolutio­
nären Kubanischen Partei durch Estrada Palma 
die spalterische Tätigkeit der Yankees. Während 
ihrer ersten militärischen Besatzung (1899­
1902) erreichten sie die Auflösung der Streitkräf­
te der Mambises, d. h., sie vervollständigten die

olitische und militärische Entwaffnung der An-
änger des Kampfes um die Unabhängigkeit. 

Somit wurde es möglich, auf der Insel das Mo­
dell einer neokolonialen Gesellschaft zu errich­
ten.

Das Verhalten der Besatzer entsprach seit ih­
rer Ankunft der heimtückischsten antikubani­
schen Strategie.

Es waren mehr als zwei Monate nach dem Ab­
bruch der Kämpfe vergangen, als die Lage von 
Máximo Gómez in seinem Tagebuch wie folgt 
festgehalten wurde: “Hier hat sich ein ganzes 
Volk, hungrig und entblößt, um mich geschart. 
Die Lage ist Zudem trostlos. Nach dem, was zwi­
schen Spanien und den USA vereinbart wurde, 
wird der Abzug der Spanier von der Insel lang­
sam und bequem erfolgen, damit die US-Ameri­
kaner sie anschließend besetzen ̂ können. 
Unterdessen bleibt uns Kubanern die Einöde, 
und als Preis für unsere Dienste, für unser blu­
tiges Opfer, der Hunger und die Blöße, die mit­
ten im Krieg erträglicher wären, als in diesem 
Frieden, in dem es uns nicht erlaubt ist, unsere
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so schwer erkämpften Auszeichnungen zu tra­
gen."

Die glorreiche Heldentat der Mambi-Truppen 
wurde 1899 mit der Übergabe ihrer Waffen an 
die ausländische Besatzungsmacht gegen 75 
Peso fü r jeden e inze lnen  ih rer Kämpfer 
schmerzlich besiegelt.

In der damaligen kubanischen Zeitung La Dis­
cusión erschien dazu folgende Meinung:

"Von einem kubanischen Soldaten zu verlan­
gen, daß er - umringt von ausländischen Bajo­
netten - seine Warfe und seine Ausrüstung 
gegen eine Handvoll Münzen abgibt, ist eine De­
mütigung. Niemand hat das Recht dazu... und 
noch viel weniger der Mächtige, der sich als sein 
Verbündeter bezeichnet und noch dazu bean­
sprucht, ihn für einen Freund der Kubaner zu 
halten."

Das Korps der Freiwilligen, das im Dienste des 
spanischen Kolonialheers gestanden hatte, wur­
de nicht entwaffnet, und die Besitztümer der Ko­
lonialisten und ihrer Komplizen wurden von den 
Invasoren geschützt.

Das Imperium, das bereits wichtige Interessen 
auf der Insel besaß, machte sich die militärische 
Besatzung zunutze, um das Geschäft des Zuk- 
kerexports hundertprozentig und das des Tabak­
exports zu 90% an sich zu reißen. Es erwarb 
illegal und kostenlos Konzessionen für alle bis 
dahin bekannten Mineralressourcen des Lan­
des. Es brachte große Ländereien in seinen Be­
sitz, indem es sie zu lächerlichen Preisen kaufte 
oder Zehntausende von Bauern vertrieb, von de­
nen viele Soldaten und Offiziere der Streitkräfte 
der Mambises waren. Es schuf die Grundlagen 
für eine zunehmende Einflußnahme auf den öf­
fentlichen Dienst, die Produktion und das Fi­
nanzwesen, bis es die absolute Kontrolle über 
die Wirtschaft der Neokolonie innehatte. •

Mit Hilfe von Erpressung setzte es außerdem 
das Platt-Amendement durch, das den USA das 
grausame Recht garantierte, nach Belieben in 
Kuba zu intervenieren und die Yankee-Base in 
Guantänamo zu gründen.

Gleichzeitig förderte das Imperium während 
seiner miljjärischen Besatzungszeit betrügeri­
sche Wahlen, an denen kaum 7 % der Bevölke­
rung tefkgahmen, und es setzte eine 
US-freundliche Regierung an die Spitze dieser 
Fiktion einer unabhängigen Republik. Diese 
setzte sich aus Angehörigen der Zuckeroligar­
chie, aus Politikern, die mit dem spanischen Ko­
lon ia lism us und der Yankee-Intervention 
zusammengearbeitet hatten, und aus einigen 
wenigen Renegaten zusammen, die die Sache 
der Mambises verrieten.

Es folgte ein langer Zeitraum, in dem das Volk 
weiter von der politischen Macht ausgegrenzt 
und der elementarsten Menschenrechte beraubt 
wurde. Die Diskriminierung von Schwarzen und 
Frauen gehörten ebenso zum Wesen des Sy­
stems, wie die Unterdrückung, die Ausbeutung, 
die Not, der Hunger, die Arbeitslosigkeit, das 

-- Analphabetentum und das Geschäft mit der Pro­
stitution und dem Glücksspiel.

Keine der oligarchischen Regierungen tat etwas 
wirklich Wesentliches zugunsten des Volkes. Alles 
beschränkte sich auf die wohlbekannten demago­
gischen Versprechungen während des Wahlkamp­
fes. Die Politik diente zur Festigung des 
ausländischen Jochs und zur Begünstigung der 
Korruption unter den Regierenden.

Es gab nur eine Möglichkeit und eine vage 
Hoffnung: die Revolution von Céspedes und 
Marti fortzuführen und zur Vollendung zu brin­
gen. Die Ideale der Unabhängigkeit und der Ge­
rechtigkeit des 19. Jahrhunderts wurden im 
Laufe der neokolonialen Republik mit den Ideen 
anderer großer Revolutionäre der Welt berei­
chert. Bei den Männern und Frauen mit fort­
sch rittlichem  Gedankengut wurde das 
patriotische Bewußtsein zum Synonym des radi­
kalsten Antiimperialismus und der Notwendig­
keit, das Gesellschaftssystem von Grund auf zu 
verändern.

Im Verlaufe dieses Jahrhunderts waren aufein­
anderfolgende Generationen fähig, das Helden­
tum und die Opferbereitschaft der Mambises zu 
wiederholen. Ihre Überzeugung, den Sieg zu er­
ringen, lag, wie es Ignacio Agramonte ausdrück­
te, im Stolz der Kubaner begründet.

Schließlich gelang es uns, das Vaterland der

Brüderlichkeit und der Gerechtigkeit" zu erkäm p ­
fen, das Marti Umrissen hatte.

Am ersten Januar 1959 wiederholten sich nicht 
die Vorfälle des vorigen Jahrhunderts: Dieses Mal 
zogen die Mambises in Santiago de Cuba ein. Wir 
Kubaner wurden endlich zu den Herren über das 
Schicksal der Nation. Von da an nahm die harte 
bilaterale Auseinandersetzung mit Washington ih­
ren Anfang, die noch immer anhält.

Die Konfrontation begann an demselben Tag, 
an dem die Batista-Diktatur fiel. Seine bekann­
testen Mörder, Folterer und Diebe öffentlicher 
Gelder fanden sichere Zuflucht auf dem Territo­
rium der USA sowie die Unterstützung der dor­
tigen Regierung.

Gleichzeitig wurden in den USA auf verleum­
derische Art und Weise die Urteile verdreht, die 
die kubanischen Gerichte über jene Schergen 
Batistas verhängten, die nicht entkommen konn­
ten und sich der brutalsten Verletzungen der 
Menschenrechte schuldig gemacht hatten. Auf 
diese Weise unterstützte das Weiße JHaus die 
Batista-Diktatur weiterhin.

Seitdem nahmen die USA ihre Verleumdungskam­
pagnen auf, die auf die Schaffung eines falschen Bil­
des von unserer Realität abzielen. Sie haben nicht 
davon abgelassen, diese durchzuführen und zu ver­
stärken, wie es der Ätherkrieg beweist, der seinen 
Ausdruck in den rund 1.500 Stunden Sendezeit fin­
det, die durchschnittlich pro Woche gegen unser Land 
ausgestrahlt werden.

Die unveränderliche Politik Washingtons be­
stand in der Rückeroberung Kubas unter Einsatz 
aller Mittel und Wege, ohne Rücksicht auf ir­
gendein ethisches Prinzip und unter absoluter 
Mißachtung unserer nationalen Souveränität.

Die höchsten Instanzen der US-Regierung för­
derten den schmutzigen Krieg gegen unser 
Land, bald nachdem es seine endgültige Freiheit 
erreicht hatte. Der Präsident der Vereinigten 
Staaten mußte seine Verantwortung für die Ag­
gression in der Schweinebucht öffentlich zuge­
ben. Die CIA war in die Vorbereitung zahlreicher 
Attentate gegen Revolutionsführer, in Piratenak­
te zu Luft und zu Wasser, in Aktivitäten von Ban­
den und Terroristengruppen verwickelt. Kuba ist 
außerdem das Opfer biologischer Aggressionen 
gewesen, deren jüngstes Beispiel das Auftreten 
einer neuen Plage ist, die zahlreiche Anbaukul­
turen ernsthaft schädigt.

Im Mai 1959 entfesselte die Bodenreform die 
imperialistische Wut gegen Kuba. Im darauffol­
genden Jahr hatten sich die wichtigsten Elemen­
te der US-amerikanischen Blockadepolitik 
bereits deutlich herausgebildet, während die 
Vorbereitungen für den militärischen Angriff lie­
fen. Im Februar 1962 stellte das Weiße Haus 
den Handel völlig ein und übte Druck auf andere 
Länder aus, es ihm gleichzutun. Auch verstärkte 
es seine Kampagne der diplomatischen Isolie­
rung Kubas in der westlichen Hemisphäre.

Weit davon entfernt, vor der Yankee-Eskalation 
zurückzuweichen, setzte die Revolution die Umge­
staltungen fort, die auf die Rettung der nationalen 
Reichtümer und die Gewährleistung einer größe­
ren sozialen Gerechtigkeit gerichtet waren. In Aus­
übung unserer Souveränität, in Übereinstimmung 
mit dem Internationalen Recht und mit der einhel­
ligen Unterstützung unseres Volkes wurden die 
Gesetze zur Nationalisierung erlassen.

Die Standhaftigkeit und die Einheit des Volkes 
überwogen während der Oktoberkrise, trotz der 
atomaren Drohung der USA.

Dank des gerechten wirtschaftlichen Aus- 
tauschs mit der Sowjetunion und anderen sozia­
listischen Ländern sowie ihrer Solidarität 
konnten wir die wachsenden Auswirkungen der 
Blockade erheblich verringern und zudem ver­
meiden, daß sich der Plan der USA, die Volks­
wirtschaft zum Erlahmen zu bringen und unser 
Volk in den Hunger zu stürzen, realisierte.

Ab 1989 nahmen die Ereignisse ihren Anfang, 
die dann mit dem Zerfall des Sozialismus in Eu­
ropa und mit der Auflösung der Sowjetunion en­
den sollten. Schlagartig verlor Kuba 85 Prozent 
seiner Kaufkraft und sein Bruttoinlandsprodukt 
ging drastisch zurück. In Washington glaubte 
man die Zeit für gekommen, die Blockade zu 
verstärken, um der Kubanischen Revolution ein 
Ende zu setzen. Dieses Ende wurde als unmit­
telbar bevorstehend prophezeit.

Im Oktober 1992 wurde das Torricelli-Gesetz

verabschiedet, das sich durch die Anwendung 
seines zweigleisigen Vorgehens auszeichnete.

Auf der einen Seite verbietet es unsere Transaktio­
nen mit Filialen von US-amerikanischen Unterneh­
men in Drittländern und hindert die Schiffe, die in 
Kuba anlegen, sechs Monate lang daran, die Häfen 
der USA anzulaufen. Auf der anderen Seite bedient 
es sich subtilerer Methoden. Vor allem im ideologi­
schen Bereich will man uns von innen her zermürben 
und jene Elemente gewinnen, die sie als “anfälliger", 
naiver oder unachtsamer bezeichnen.

Kurz, zur Verschärfung der Blockade kommt 
die deutliche Absicht der Subversion von innen, 
und mit all dem verfolgen sie das beständige 
strategische Ziel, die Revolution zu zerstören.

Die Blockade ist ebenfalls Ausdruck eines He- 
gemoniestrebens, das die Welt verurteilt. Jedes 
Jahr fordert die Generalversammlung der UNO 
mit immer größerer Stimmenzahl, ihr ein Ende 
zu setzen.

Man muß sich darüber klar sein, daß die Ge­
fahr einer Militäraggression nicht vorüber ist, ob­
gleich diese Variante derzeit scheinbar anderen 
weichen mußte. Die Vereinigten Staaten wissen 
sehr gut, daß sie ein Überfall auf Kuba viele 
Menschenleben kosten würde. Die Erfahrung 
aus der Geschichte hat gezeigt, daß wir ange­
sichts der heimtückischen Art und Weise, mit 
der unser Feind handelt, nicht einen Augenblick 
unachtsam sein dürfen und unsere Verteidigung 
fest in der Hand haben müssen. Was für sie 
inakzeptabel ist, ist die bloße Existenz der Ku­
banischen Revolution.

Unter unermeßlichen Schwierigkeiten hat es 
das Land in diesen letzten Jahren geschafft, den 
Fall seiner Wirtschaft aufzuhalten, und es traf 
die notwendigen Maßnahmen für den Beginn ei­
ner wirtschaftlichen Erholung und für die Suche 
nach neuen Märkten sowie Wirtschafts- und 
Handelspartnern.

Angesichts des offensichtlichen Scheiterns ihrer 
Politik verabschiedeten die USA das sogenannte 
Helms-Burton-Gesetz. Es verschärft die Blockade 
noch mehr, legt neue Strafen für jene fest, die in 
Kuba investieren oder mit ihm Handel treiben, und 
schreibt ohne jede Scham die Schritte vor, die zu 
tun sind, um Kuba zu einer Kolonie Washingtons 
zu machen. Dazu gehören auch ihre Pläne für die 
innere Subversion, die die Finanzierung und ma­
terielle Unterstützung der konterrevolutionären 
Grüppchen beinhalten.

Mit diesem Gesetz werden die wahren Absich­
ten des Imperialismus deutlich entlarvt, indem er 
vorschreiben will, wie die Zukunft Kubas ausse­
hen soll, sogar nachdem er erreicht hätte, was 
er niemals erreichen wird: die Niederlage der 
Revolution.

So legt das Gesetz beispielsweise fest, daß die grau­
same Wirtschafts-, Handels- und Finanzblockade so 
lange gültig bleibt, bis die vollständige "Rückgabe" des 
Besitzes, der heute dem Volk gehört, an die Batista-An- 
hänger, Ausbeuter, Diebe, ehemaligen Yankee-Herr­
schaften und ihre Erben erfolgt ist. Darunter auch die 
Ländereien, Wohnungen, Krankenhäuser und die Ar- 
beits- und Bildungsstätten.

Das Dokument, das in Erfüllung dieses Geset­
zes im Januar 1997 von US-Präsident William 
Clinton herausgegeben wurde, bestätigt in skru­
pelloser Weise diese Absichten und beschreibt 
sie in allen Einzelheiten.

Kuba steht heute vor der größten Herausforde­
rung seiner Geschichte: Das mächtigste Land der 
Erde, sein jahrhundertealter Feind, hat die Absicht, 
die kubanische Nation zu beseitigen und ihr Volk 
zu versklaven, zur offiziellen Politik erhoben und 
stellt sie offen zur Schau.

Es handelt sich nicht nur um eine enorme Her­
ausforderung für die Kubaner von heute. Vor al­
lem ist es eine schreckliche Drohung für die 
kommenden Generationen. Angesichts dieser 
Herausforderung haben wir die zwingende 
Pflicht, unsere Einheit und unseren Willen zum 
Widerstand zu festigen und unsere Anstrengun­
gen auf allen Gebieten zu vervielfachen.

Noch nie war so klar wie heute, daß Revolu­
tion, Vaterland und Sozialismus ein und diesel­
be Sache sind.

In Kuba wird es keine Wiedereinführung des 
Kapitalismus geben, weil die Revolution niemals 
besiegt werden wird. Das Vaterland wird weiter­
leben und weiterhin sozialistisch sein.
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• Das schöpferische Werk der Revolution

Der 1. Januar machte Schluß mit den offenkun­
digen, massiven und systematischen Verletzun­
gen der Menschenrechte, die das yankeehörige 
Batista-Regime kennzeichneten und die unter 
den Satellitenregierungen der USA in Latein­
amerika so häufig aufgetreten sind.

Nach dem Sieg der Rebellion hat es bei uns 
kein einziges politisches Verbrechen, nicht einen 
Gefolterten, nicht einen Vermißten gegeben. Es 
gab keine unterdrückten Arbeiter und Studenten 
mehr und keine erpreßten und vertriebenen Bau­
ern.

Die Revolution ist stolz auf ihre Geschichte, die 
£ie auf dem Gebiet der Menschenrechte vorzei­
gen kann. Sie gab den'Kubanern ein freies, un­
abhängiges und demokratisches Vaterland, in 
dem die völlige Würde des Menschen gewahrt 
wird.

Wir erkämpften das Recht auf das Leben. Die 
Kindersterblichkeit ging von über 60 je tausend 
Lebendgeborene auf unter acht in der Gegen­
wart zurück, und die Lebenserwartung stieg um 
ca. 20 Jahre auf über 75 Jahre. Das sind Zahlen, 
mit denen wir in der Dritten Welt den ersten 
Platz einnehmen und die mit denen in hochent­
wickelten Industrieländern vergleichbar sind.

Wir erkämpften das Recht auf Bildung. Aus ei­
nem Land mit mehr als 40% Analphabeten wur­
de ein Land mit einem durchschnittlichen 
Bildungsniveau von neun Schuljahren und mit 
der höchsten Anzahl von Lehrern je Einwohner. 
Gleiches ist bei den Ärzten der Fall.

Erschütternd sind die Daten von Kindern auf 
der Welt, die weder ein Zuhause, noch eine 
Schule, noch ärztliche Betreuung haben, die er­
schöpfenden Arbeitszeiten und sogar einer skla­
venähnlichen Behandlung ausgesetzt sind. Sie 
werden verkauft, im Geschäft der Prostitution 
und der Pornographie eingesetzt und zu Opfern 
des Schwarzhandels mit menschlichen Organen 
gemacht. Keines dieser Kinder ist Kubaner.

Kuba hat bei der Verteidigung des Arbeitsplat­
zes und in der sozialen Sicherheit für die Arbei­
ter Maximales geleistet. Nicht ein Kubaner ist in 
den vergangenen 38 Jahren hilflos sich selbst 
überlassen worden.

Die Revolution hat die institutioneilen Grundla­
gen des Rassismus und jeglicher Diskriminie­
rung zerstört und arbeitet unermüdlich für die 
aktive und völlige Integration der Kubaner in das 
Leben des Landes, unabhängig von Hautfarbe, 
Geschlecht und religiösem Glauben.

Die Revolution öffnete den Frauen die Türen 
zur Gleichberechtigung, zur Arbeit und zum Stu­
dium. Vor 1959 machten sie kaum 12% aller Ar­
beitskräfte aus, und viele davon arbeiteten als 
Dienstmädchen. Heute sind 42% der Arbeits­
kräfte des Landes und 60% aller Fachkräfte und 
Universitätsabsolventen Frauen.

In unserem Land besteht nach der sozialisti­
schen Verfassung Glaubensfreiheit für alle Reli­
gionen. Der IV. Parteitag billigte die Aufnahme 
von Revolutionären mit religiösen Anschauun­
gen in die Partei.

Die Revolution hat besonders die Rechte der 
Alten und Behinderten verteidigt.

Unsere Errungenschaften im Gesundheits- und 
Bildungswesen, unsere Leistungen im Sport, die 
Fortschritte, die im allgemeinen auf dem Gebiet 
der Kunst und der Kultur erreicht wurden und die 
Entwicklung im Bereich der Wissenschaften wer­
den international anerkannt. Aber das Erkämpfte 
reicht noch viel weiter.

Die Revolution gestaltete die Arbeit in den Hä­
fen und in den Zuckerdepots, im Bauwesen und 
in anderen Bereichen menschlicher. Sie schuf 
die Handelsmarine, eine Fischereiflotte und ent­
wickelte die zivile Luftfahrt.

In den verschiedensten Wirtschaftsbereichen 
entstanden zahlreiche Industrieobjekte, die na­
tionales Eigentum sind.

Was die Wohnungen angeht, so war eine der 
ersten Maßnahmen der Revolution das Gesetz, 
mit dem die Mieten auf die Hälfte gesenkt wur­
den. Mit dem Gesetz zur Stadtreforlti wurde die 
Miete zur Rate für den Kauf der Immobilie. Des­
halb ist die große Mehrheit der Bevölkerung Ei­
gentümer ihrer Wohnung oder im Begriff, es zu 
werden. 85% gehört ihre Wohnung bereits.

Das Leben auf dem Land veränderte sich 
grundlegend. 250.000 Bauern erhielten Eigent­
umstitel für das Land, das sie je nach Wunsch 
individuell oder kollektiv bearbeiten.

Die Landarbeiter fanden eine feste und ange­
messen entlohnte Arbeit in den staatlichen Be­
trieben, die auf den großen nationalisierten 
Gütern errichtet wurden. Schulen, Ärzte, elektri­
sches Licht und andere soziale Vergünstigungen 
gelangten in die entlegensten Winkel Kubas. Die 
Revolution mechanisierte den größten Teil der 
Zuckerrohrernte, der Reisernte und der Boden­
aufbereitung.

Unser Land überzog sich mit Straßen und We­
gen sowie mit Staudämmen zu Produktions­
zwecken. Auf dem Land wurden bisher 
unbekannte Techniken wie Melkanlagen und 
Agrarflugzeuge eingeführt. Die Wälder wurden 
geschützt und der Waldbestand, der in der vor­
revolutionären Etappe existierte, wurde beträcht­
lich aufgeforstet. In den Bergen entstanden 
Außenstellen der Universitäten.

All diese Erfolge erreichten wir, ohne daß die 
Feindseligkeit der USA auch nur eine Minute 
nachgelassen hätte.

Die Gesamtheit der Veränderungen und der bis 
zur Periode* especial erzielten Errungenschaften 
hätten die erfolgreiche Umsetzung des Nah­
rungsmittelprogramms gestattet, das im Prozeß 
der Berichtigung von Fehlern und negativen 
Tendenzen entwickelt worden war. Dabei ist 
nicht zu leugnen, daß wir unter Unrentabilität, 
Paternalismus und anderen Mißständen litten.

Ais die Periodo especial ein setzte, veränderten 
wir die Produktionsweise. Den Arbeitern in der 
Landwirtschaft wurden Ländereien zum Nieß­
brauch übergeben, um die genossenschaftliche 
Produktion zu organisieren. Außerdem erhielten 
sie Pflanzungen und Produktionsmittel zu günsti­
gen Zahlungsbedingungen.

Über drei Millionen Hektar Land gingen an die 
Basiseinheiten für Kooperative Produktion über. 
In der Landwirtschaft überwiegt die genossen­
schaftliche Produktion der Arbeiter und Bauern, 
daneben existieren Staatsbetriebe, Genossen­
schaften und Einzelbauern.

Nach drei Jahrzehnten mit einem zwar relativ 
bescheidenen aber allmählich steigenden Le­
bensstandard mit Kennziffern des Wohlstands, 
der Gleichheit und der sozialen Ordnung, die in 
der Dritten Welt nicht ihresgleichen finden, ge­
staltete sich der Alltag des Volkes plötzlich völlig 
anders. Die schwierigen Tage der Gegenwart 
hielten Einzug, in denen die materiellen Mängel 
vorherrschen, in denen es zu einer unerwünsch­
ten sozialen Differenzierung kommt und illegale 
Handlungen zunehmen, die allesamt unsere 
Werte gefährden.

Im seinem Bericht an das V. Plenum des Zen­
tralkomitees brachte das Politbüro die politisch­
ideologische Arbeit mit der völlig neuen Lage 
während der Periodo especial in Zusammen­
hang.

"Wir haben Sozialismus und werden auch wei­
ter Sozialismus haben", heißt es in dem vom ZK 
angenommenen Bericht. "Aber der einzige So­
zialismus, der heute in Kuba möglich ist, erfor­
dert es, daß w ir in zunehmendem Maße 
Faktoren einbeziehen, die schwer zu steuern 
sind, wie die Ware-Geld-Beziehungen und sogar 
bestimmte kapitalistische Elemente..."

Ohne auf seine sozialistische Orientierung zu 
verzichten, muß sich Kuba in die Weltwirtschaft 
einfügen, die von den transnationalen Konzer­
nen beherrscht und vom ungleichen Warenaus­
tausch gekennzeichnet wird, und es muß sich 
die internationalen Märkte erschließen, die von 
Erzeugnissen überschwemmt werden und auf 
denen der Wettbewerb ständig schwieriger wird.

Die Herausforderung, die das für jedes beliebi­
ge Land der Dritten Welt bedeutet, nimmt im Fall 
Kubas noch zu, da es von den Einrichtungen 
des internationalen Finanzsystems ausgeschlos­
sen und einem grausamen Wirtschaftskrieg 
durch die USA ausgesetzt ist. Wir erhalten keine 
lang- und mittelfristigen Kredite und müssen für 
kurzfristige Darlehen hohe Zinsen zahlen.

Unsere wirtschaftliche Öffnung bringt die Grün­
dung von Gemeinschaftsunternehmen und an­
deren Formen der Wirtschaftsvereinigung mit 
ausländischem Kapital mit sich, deren Gründung 
und Entwicklung die USA zu vereiteln versu­
chen. Aber die Hauptanstrengung müssen wir

erbringen. Nur das, was wir selbst zu schaffen 
in der Lage sind, wird uns gehören. Wenn wir 
täglich besser arbeiten, werden wir weiter vor­
ankommen, auch wenn die Feindseligkeit des 
Imperiums noch so lange andauert.

Die Liste der Probleme ist enorm lang. Die Be­
schränkungen in der Ernährung, der Mangel an 
Kleidung, Schuhwerk, Toilettenartikeln und Me­
dikamenten; die Stromabschaltungen und das 
Fehlen von Haushaltsbrennstoffen; die ernsten 
Schwierigkeiten im Nah- und Fernverkehr, im 
Wohnungswesen und in den kommunalen 
Dienstleistungen stellen den heldenhaften Wil­
len unseres Volkes, das diese Härten selbstlos 
und gelassen bewältigt, auf die Probe.

Jede Fahrlässigkeit, Verschwendung, bürokra­
tische Haltung, Toleranz gegenüber Diebstählen 
an Rohstoffen und Artikeln begünstigt die feind­
liche Blockade, und wir müssen sie entschlos­
sen bekämpfen.

Zu den ständigen strategischen Zielen, die 
jetzt entscheidend sind, gehören: allgemeine 
Sparsamke't, Kostensenkung, die Erzielung ei­
ner höheren Leistungsfähigkeit in der Produk­
tion und den Dienstleistungen.

Die konkreten Aufgaben sind klar. Die Weiter­
führung des Kampfes um die Ernährung. Das 
Erreichen bestmöglicher Ergebnisse bei jeder 
Zuckerrohrernte sowie einer optimalen Arbeit 
bei der Aussaat und Pflege des Zuckerrohrs. Ein 
Sprung nach vorn im Bauwesen und eine bes­
sere Auslastung der Einrichtungen des Touris­
mus. Die rentablere Nutzung der Energieträger, 
der Ersatz von Importen und die Steigerung der 
Exporte. Die fortschreitende Umsetzung der 
Steuerpolitik und die Sanierung der Staatsfinan­
zen.

Angesichts unserer harten Wirklichkeit hilft nur 
die patriotische und revolutionäre Haltung, mehr 
und besser zu arbeiten. ^

II. DIE PARTEI DER EINHEIT
V

Der erste heldenhafte Befreiungsversuch vom 
Kolonialjoch, der Zehnjährige Krieg, scheiterte 
vor allem an der fehlenden Einheit der Mambi- 
ses.

Das Repräsentantenhaus, die Regierung der 
Republik in Waffen und das Befreiungsheer wa­
ren untereinander uneinig. Auch gelang es nicht, 
ein einziges Oberkommando über alle im Kampf 
befindlichen Territorien zu errichten.

Die Spaltung war der Grund, der hauptsächlich 
zum verräterischen Pakt von Zanjón führte, je­
nem unwürdigen Frieden ohne Unabhängigkeit 
und ohne die Abschaffung der Sklaverei. Maceo 
rettete mit seinem Protest von Baraguä die Ehre 
und Würde der Kubaner, und seine Geste gilt 
seitdem als Beispiel für die revolutionäre Un­
nachgiebigkeit der Nation.

Das gleiche tragische Schicksal - ebenfalls in­
folge der spalterischen Tätigkeit, in der der Fak­
tor der Rasse und die Ermangelung einer 
entsprechenden Vorbereitung überwog - ereilte 
den Kleinen Krieg (1879-1880), der in Fortfüh­
rung des Großen Krieges (1868-1878) aus­
brach.

Marti, der die historische Notwendigkeit der 
Einheit aus diesen dramatischen Erfahrungen 
erkannte, gründete und leitete die Revolutionäre 
Kubanische Partei. Er brachte ein gewaltiges 
Werk voran, das darauf gerichtet war, die ruhm­
reichen Veteranen und die neuen Kräfte zu ver­
einen und die in den Reihen der Patrioten 
herrschenden Widersprüche unterschiedlicher 
Art zu überwinden, um den notwendigen Krieg 
erfolgreich wiederaufzunehmen.

Maceo war ebenfalls zu der Schlußfolgerung 
gekommen, daß eine einzige Partei der Unab­
hängigkeit dringend notwendig war, und er war 
stets ein Verfechter der Einheit.

In einem Brief an Marti schrieb der bronzene 
Titan 1888, daß die Einheit der Kubaner "das 
Ideal meines Geistes und das Ziel meiner An­
strengungen war" (...), "ohne sie werden all un­
sere Opfer unfruchtbar bleiben und unsere 
größten Wagnisse stets im Blut ersticken".

Gómez nahm das Angebot der Partei an, die 
ihn zum Oberbefehlshaber des in Vorbereitung 
befindlichen Krieges ernannte, und Unterzeich­
nete mit Marti das Manifest von Montecristi, das 
Programm der Revolution, die am 24. Februar 
1895 ausgebrochen war.
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Die gleiche entschlossene patriotische Haltung 
nahmen die bekanntesten militärischen Befehls­
haber der vorangegangenen Kämpfe ein.

In der proletarischen Atmosphäre des kubani­
schen Exils,, in der Marti die soliden Grundlagen 
der Partei schuf, ist der Beitritt des Marxisten 
Carlos Baliño hervorzuheben, des Anführers der 
Tabakarbeiter von Tampa und Key West.

Nur die Einheit der Revolutionäre kann zur Ein­
heit dej Volkes führen. Sie erfordert eine einzi­
ge Partei, die sich auf die Arbeiter stützt, damals 
wie heute.

Die Spaltung unter den kubanischen Patrioten 
ermöglichte den Yankees die Errichtung des 
neokolonialen Modells in Kuba.

Die Neokolonie war anfangs durch die Maske­
rade des Zweiparteiensystems der sogenannten 
Liberalen und der Konservativen gekennzeich­
net. Mit der Zeit kamen zahlreiche politische 
Parteien mit ähnlichen Eigenschaften auf, nur 
ihr Name war anders.

Das Mehrparteiensystem beabsichtigte, die 
Ausgebeuteten und Unterdrückten zu spalten 
und die Illusion von Demokratie zu erwecken. 
Auch die unvermeidlichen Rivalitäten der politi­
schen Intriganten, die beim Plündern der Staats­
kasse in Konflikte verwickelt waren, wirkten sich 
aus und begünstigten 1906 eine zweite militäri­
sche Besatzung durch die USA.

Das Syndrom des Platt-Amendments und die 
Drohung einer US-lntervention lasteten negativ 
auf dem patriotischen Bewußtsein.

In den 20er Jahren kam es zu starken Prote­
sten der Studenten, Intellektuellen und Arbeiter. 
Es entstanden die ersten nationalen Gewerk­
schaftsorganisationen mit Persönlichkeiten wie 
Alfredo Lopez an der Spitze.

1925 begriff eine Gruppe von Revolutionären, 
daß die Arbeiterklasse das politische Monopol 
der Oligarchie brechen und ihre eigene Partei 
gründen müsse. Baliño und Julio Antonio Mella, 
der große Studentenführer, waren ihre Gründer.

Die erste marxistisch-leninistische Partei wid­
mete sich der Verbreitung der Ideen des wissen­
schaftlichen Sozialismus, der Ermutigung zur 
Gründung von klassenbewußten Gewerkschaf­
ten und ç}er Aufgabe, diese in ihrem unermüdli­
chen Karrfpf zu führen sowie das Volk im Kampf 
um die nationale und soziale Befreiung zu orga­
nisieren. Aus diesem Kampf gingen so unbe­
stechliche Führungskräfte wie Jesús Menéndez 
und Lázaro Peña hervor.

Alle anderen Parteien der neokolonialen Repu­
blik waren unfähig, die breiten Interessen des 
arbeitenden Volkes zu vertreten, selbst solche, 
denen aufrichtige Persönlichkeiten angehörten, 
die beharrlich Reformprojekte vorantrieben, von 
den Reaktionären ganz zu schweigen.

Diese Interessen erforderten die revolutionäre 
Machtergreifung, um der Abhängigkeit von den 
USA und der kapitalistischen Ausbeutung ein 
Ende zu setzen und mit Hilfe eines neuen ge­
sellschaftlichen Bewußtseins die geistige Erhe­
bung des Menschen in seinen natürlichen Rang 
als Bruder des Menschen zu erreichen.

Im Gedächtnis des kubanischen Volkes verbin­
det sich das Mehrparteiensystem korrekterweise 
mit politischen Intrigen, Ungerechtigkeiten, Miß­
brauch, demagogischen Versprechen, die nie­
mals erfüllt werden, Betrug, Korruption und 
Verkommenheit der Politik.

In gewissen Abständen wurde jene formelle 
und inhaltslose Demokratie, die nur für die Rei­
chen und ihre Komplizen gut war, von tyranni­
schen Gewaltherrschaften unterbrochen, die 
aus den gleichen Kräften hervorgingen, die das 
nationale Leben beherrschten. So erlitt Kuba 
seine längsten und blutigsten Diktaturen unter 
Gerardo Machado und Fulgencio Batista.

Aus unserer eigenen geschichtlichen Erfah­
rung haben wir also die große Lehre gezogen: 
Ohne Einheit können die Revolutionäre und das 
Volk in ihrem Kampf nichts erreichen.

Während der abhängigen Republik war es un­
möglich, eine einheitliche Partei der Revolutio­
näre zu schaffen und noch weniger war es 
möglich zu erreichen, daß sie die gesamte Na­
tion entscheidend beeinflußte, die in antagonisti­
sche gese llscha ftliche  K lassen und sehr 
unterschiedliche Bewußtseinsebenen gespalten 
war.

Das Fehlen einer vereinten Avantgarde und 
bewaffneter Streitkräfte aus dem Volk machte 
die großen Ziele der Revolution von 1933 gegen 
Machado zunichte.

Auf der einen Seite kämpften die Kommuni­
sten, geführt von Rubén Martínez Villena, die 
den Anstoß zum Generalstreik der Arbeiter ga­
ben, der zum Sturz von Machado, des "Esels mit 
Krallen", führte. Auf der anderen Seite standen 
die Kräfte mit Antonio Guiteras an der Spitze, 
die auch entschlossen antiimperialistisch waren 
und unter den Studenten und den Mittelschich­
ten ein großes Ansehen genossen. Sie schafften 
es nicht, sich zu vereinen, und die Revolution 
konnte von Batista und der US-Botschaft nieder­
geschlagen werden.

Den am Volk orientierten Kreisen gelang es, in 
einer Situation des weltweiten Widerstands ge­
gen die faschistische Aggression, gewisse de­
mokratische Reformen voranzubringen und den 
Anstoß für die Einberufung einer verfassungsge­
benden Versammlung zu geben.

Trotzdem wurden die fortschrittlichen Prinzi­
pien der Verfassung von 1940, wie die Abschaf­
fung des G roßgrundbesitzes und der 
Rassendiskriminierung, niemals erfüllt, weil die 
ergänzenden Gesetze fehlten, denen sich die 
herrschenden Klassen widersetzten. Dies zu er­
reichen, war nur mit Hilfe einer wirklichen und 
tiefgreifenden gesellschaftlichen Revolution 
möglich.

Das kubanische Volk ertrug diese Erscheinun­
gen mehrere Jahrzehnte lang und ekelte sich 
schließlich vor diesen widerlichen Formen politi­
scher Intrigen. In dieser weit verbreiteten Stim­
mung stieß die m oralis ierende Rede des 
höchsten Führers der Orthodoxen Partei, Eduar­
do Chibas, auf ungeheures Gehör. Sein Leben 
opfernd verkündete er, es sei unmöglich, inner­
halb des bestehenden gesellschaftlichen Sy­
stems mit der Korruption aufzuräumen, was die 
jugendliche Avantgarde dieser Organisation 
bald begreifen sollte.

Als in den 50er Jahren die permanente struk­
turelle Krise des Neokolonialismus in Kuba of­
fenkundig wurde und der Imperialismus die sich 
im Aufschwung befindliche Volksbewegung 
fürchtete, griff er zu der reaktionären Lösung. Er 
brachte seinen alten Diener, General Batista, 
wieder an die Macht und setzte somit dem Mehr­
parteiensystem als legaler Option ein Ende.

Das war kein vereinzelter Vorfall, sondern eine 
Politik Washingtons, von der jedesmal dann Ge­
brauch gemacht wurde, wenn es seinen Interes­
sen in Lateinamerika aus unterschiediichen 
Gründen zuträglich war. Dafür haben die USA 
auf verschiedene Methoden zurückgegriffen; un­
ter anderem auf den direkten Einsatz ihrer 
Streitkräfte, wie 1965 in der Dominikanischen 
Republik oder auf eine CIA-Operation, wie 1954 
in Guatemala und 1973 in Chile.

Nach dem Staatsstreich erklärte Batista in sei­
ner Rede vom.10. März 1952, wie üblich voller 
Zynismus und Überheblichkeit: "...die politischen 
Parteien in Kuba hatten vergessen, daß es 
schon drei Parteien gab, die gelbe Partei, die 
blaue Partei und die weiße Partei..." womit er 
sich deutlich auf die Armee, die Polizei und die 
Kriegsmarine berief.

Keine politische Gruppierung des Bürgertums 
stellte sich der Batista-Diktatur konsequent ent­
gegen. Die Haltung dieser Gruppen schwankte 
zwischen der Unterstützung der Diktatur, der 
Forderung nach Beteiligung an der Macht, der 
mündlichen Verurteilung ohne wirksames Han­
deln und dem sogenannten Quietismus (sich ab­
solut ruhig verhalten). Einige Persönlichkeiten 
nahmen individuell eine standhafte Haltung ein 
und wurden Opfer der Diktatur.

Die Sozialistische Volkspartei (PSP) verurteilte 
den proimperialistischen Charakter des Staats­
streiches, war aber in einem Klima des Antikom­
munismus, des Kalten ^Krieges und der 
Repression, deren Opfer sie war, isoliert. Sie 
stellte sich der Militärdiktatur entschlossen ent­
gegen, fand aber nicht den Weg, sie zu stürzen.

Die Batista-Diktatur wurde die ganze Zeit über 
von der US-Regierung unterstützt.

Als es schien, daß die schwierige Lage in Kuba 
ausweglos war, als das Volk zum größten Teil 
an ntchts und an niemanden mehr glaubte, be­
gann sich am 26. Juli 1953 alles zu verändern.

Der Sturm auf die Moneada in Santiago de

Cuba und die Céspedes-Kaserne in Bayamo 
kennzeichnete die Herausbildung von vier Ele­
menten, die für die Durchführung der Revolution 
entscheidend sein würden. Neue junge politi­
sche Führer, mit Fidel Castro an der Spitze, 
dessen Bewußtsein bereits martianisch und 
marxistisch-leninistisch geprägt war; eine neue 
avantgardistische Organisation; die Taktik des 
bewaffneten Volkskampfes und ein Programm, 
das in der Lage war, das gesamte Volk in der 
Aktion zu vereinen. Vor seinen Richtern wurde 
es von dem Anführer jener vertreten, die die 
notwendige "Pflicht, Gauner zu töten und das 
Werk der Revolutionen zu vollendenm auf sich 
nahmen.

Der Anführer der Revolution verkündete in sei­
nem Plädoyer, das als mDie Gesohichte wird 
mich freisprechenm bekannt ist, der geistige Va­
ter der heldenhaften Aktion sei José Marti ge­
wesen.

Der bewaffnete Kampf wurde mit der Landung 
der Jacht Granma an der Küste im Osten Kubas 
wiederaufgenommen. Mit Fidel und anderen 
Überlebenden des Sturms auf die Moneada, wie 
Raúl und Almeida, und wertvollen neuen Kämp­
fern, wie Camilo und Che, formierte sich das 
Rebellenheer, nach anfänglichen Rückschlägen 
und nachdem es übermenschliche Hindernisse 
bewältigt hatte, in der Sierra Maestra neu.

Unterdessen nahmen in den Ebenen die Aktio­
nen der Untergrundbewegung zu: Frank País ist 
das beste Beispiel dafür. Dem Vorbild von Ma­
riana Grajales folgend, schlossen sich die Kuba­
nerinnen dem Kampf an. Celia Sanchez 
symbolisiert die selbstlose Präsenz der Frau in 
der Revolution.

José Antonio Echeverría, der Vorsitzende des 
Studentenverbandes, gründete das Revolutio­
näre Direktorium, das 1957 den verwegenen 
Sturm auf den Präsidentenpalast ausführte, der 
als herausragendste Tat des aktiven Kampfes 
dieser Organisation gegen die Diktatur gilt.

Aus der Illegalität klagten die von Blas Roca 
geleitete PSP und die Sozialistische Jugend 
weiterhin die Diktatur an und setzten sich für die 
Einheit ein.

Die revolutionären Kräfte verschmolzen in der 
Aktion um die Eroberung der Macht, da sie ge­
meinsame patriotische Prinzipien hatten, sie 
dem Volk dienten, dessen Ablehnung der Dikta­
tur auf tausenderlei Art und Weise zum Aus­
druck kam, und da sie übereinstimmend die 
entscheidende Rolle des Rebellenheeres aner­
kannten, das aus den Reihen der Bewegung 
des 26. Juli entstanden und in 25 Monaten des 
blutigen Befreiungskrieges gestählt worden war.

Nach dem Sieg des Volksaufstandes, in Situa­
tion des schärfsten Klassenkampfes, in dem die 
Macht nun aber in den Händen des arbeitenden 
Volkes und seiner Rebellenarmee lag, verloren 
die Zeitungen der Oligarchie ihre Leser und die 
bürgerlichen Parteien verschwanden von der 
nationalen Bühne, ohne daß es ein revolutionä­
res Gesetz gegeben hätte, das sie verbot. Sie 
waren aufgrund ihrer korrupten Geschichte und 
ihrer Beziehungen zum neokólonialen System 
vollkommen in Mißkredit geraten und wurden 
verachtet.

Die politischen Intriganten gingen in den Nor­
den, wo sie das abgenutzte Image ihrer Grup­
pen in der Hoffnung bewahrten, hinter dem 
Yankeebaionetten zurückzukehren. Sehr bald 
warb die ÖIA viele von ihnen an und stellte sie 
in den Dienst ihrer kriminellen Pläne, und seit­
dem dienen sie und ihre Anhänger der schänd­
lichen Sache des Annexionismus.

Die gegen die Nation gerichtete Armee, die 
Polizei und die anderen Repressionsorgane, die 
während des Bestehens der neokolonialen Re­
publik das Volk bestahlen, es unterdrückten, 
entwürdigten und ermordeten, wurden aufge­
löst. Die Kasernen wurden zu Schulen, und 
zahlreiche veruntreute Güter konnten zurücker­
langt werden. Der verfaulte bürgerliche Staats­
apparat begann zu zerfallen.

Die Führer der siegreichen Revolution verstan­
den, daß die schwierigsten und gefährlichsten 
Momente noch bevorstanden, denn sie mußten 
sich unvermeidlich sowohl dem historischen 
Feind Kubas als auch der Konterrevofution, die 
ihm diente, entgegenstellen.

Unter jenen Umständen verstärkte sich der Zu­
sammenhalt der Revolutionäre, die darin über-
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einkamen, die Gründung einer einheitlichen Par­
tei voranzutreiben, die der ideale und sicherste 
Weg sei, um die ständige Einheit des Volkes zu 

k erlangen.

Aus dem Zusammenschluß der Bewegung des 
26. Juli mit der Sozialistischen Volkspartei und 
dem Revolutionären Direktorium 13. März ent­
stand die Vereinigung Revolutionärer Organisa­
tionen (ORI).

Diejenigen, die sich in diesen drei Organisatio­
nen dem Terror der Diktatur heldenhaft entge­
gengestellt und dabei die Prinzipien bewahrt 
hatten, bildeten logischerweise die Kerngruppe 
der neuen Partei. Sie tragen das Verdienst, ihre 
Gründer zu sein.

Die siegreiche Revolution löste eine Massen­
bewegung ohnegleichen aus, und die von Mujal 
- dem Generalsekretär der Gewerkschaft unter 
Batista - eingesetzten Funktionäre, die Handlan­
ger der Arbeitgeberschaft und der Diktatur wa­
ren, wurden aus den G ewerkschaften 
ausgeschlossen.

Die Massen, die viele Jahre lang von der pro­
imperialistischen, antikommunistischen und anti­
sowjetischen Propaganda vergiftet worden 
waren, erkannten schnell aus eigener Erfahrung 
die Lüge, der sie zum Opfer gefallen waren. Ihre 
Feinde, die Regierung der USA und die Ausbeu­
terklassen des Landes, wurden vom ersten Jahr 
der Revolution an entlarvt.

Unter solchen besonderen Bedingungen muß­
ten bei der Gründung der neuen Einheitspartei 
dogmatische Auffassungen vermieden werden, 
ohne jedoch die Notwendigkeit einer Avantgarde 
zu vergessen.

Marti hat uns den Schlüssel gegeben: In einer 
Situation, in der das Bewußtsein der Unabhän­
gigkeit zunahm, ein revolutionäres Klima 
herrschte und der notwendige Krieg unmittelbar 
bevorstand, mußte man "die Revolutionäre, ver­
bunden in einem unumstößlichen Plan zu einem  
hohen und beständigen Werk, vereint in e iner 
einfachen und verläßlichen O rganisation" ver­
sammeln.

Mit dieser martianischen Lehre und dem Hin­
weis Lenins darauf, daß sich die Partei der 
machtausübenden Arbeiterklasse "konstituiert 
und entwickelt, indem die besten Elemente der 
Klasse ausgew ählt werden", entstand unsere 
Avantgarde.

Indem er zu Beginn der 60er Jahre die Fehler 
des Sektierertums aufzeigte, die bei der Grün­
dung der ORI begangen worden waren, und die 
Ideen Martis und Lenins kreativ auf die spezifi­
sche Situation Kubas in diesem Moment an­
wandte, leistete Fidel einen außerordentlichen 
Beitrag zur Theorie und Praxis der Organisation 
einer revolutionären Partei an der Macht. Die ku­
banische Partei wurde in dieser Etappe in Ein­
heitspartei der Sozialistischen Revolution 
(PURS) umbenannt.

Die Partei sollte sich aus Frauen und Männern 
zusammensetzen, die frei waren von jeglichem 
Verdacht, mit der Diktatur oder der Arbeitgeber­
schaft Nachsicht zu üben, die ihr freiwillig ange­
hören wollten und ihre sozialistischen Ziele 
anerkannten. Sie sollten bei der Erfüllung aller 
Aufgaben, die die Revolution auf dem Gebiet der 
Verteidigung, der Produktion und der gesell­

- schaftlichen Aktivitäten stellte, beispielgebend 
sein, von erwiesener Rechtschaffenheit und un­
tadelig in ihrem alltäglichen Verhalten im Kollek­
tiv, in der Gemeinschaft sowie bei der Erziehung 
ihrer Kinder.

Diese Eigenschaften, die verlangt wurden, um 
zu einer echten Avantgarde zu gehören, mußten 
den Arbeiterkollektiven von den Organisations­
komitees der Partei erläutert werden, damit die­
se dann angaben, wer unter ihren 

“ Arbeitskollegen solche Tugenden besaß. An­
schließend wurden die vorgetragenen Meinun­
gen ausführlich d iskutiert und schließlich 
darüber abgestimmt, wer die entsprechenden 
Werte in sich vereint, um dieser Gemeinschaft 
der vorbildlichen Arbeiter anzugehören.

Die Komitees analysierten dann jedes einzelne 
Mitglied dieser Gemeinschaft noch eingehender 
und individuell, um daraus die Grundorganisatio­
nen der Partei zu bilden.

Auf diese Weise wurde die Parteizelle zum 
Spiegel der besten Eigenschaften des Arbeiter- 

^kollektivs, sie wurde zu seiner Avantgarde, die 
aus den Meinungen aller entstanden war und die

die revolutionäre Leitung der Arbeitsstätte bilde­
te.

In allen Fällen war und ist die Meinung der 
Massen und nicht eine persönliche Entschei­
dung die ausschlaggebende Bedingung für die 
Auswahl der Mitglieder.

In den Bewaffneten Streitkräften und im Innen­
ministerium wurden ebenfalls Parteizellen gebil­
det.

Auf diese Weise haben wir es geschafft, eine 
Partei mit einer strengen Auswahl zu schmie­
den, die gleichzeitig eine große Autorität und die 
vollkommene Unterstützung der Arbeiter genießt 
und eng mit den Massen verbunden ist. Für ihre 
Mitglieder darf es keine Privilegien geben, nur 
noch größere Disziplin und Opferbereitschaft, 
mehr Aufgaben und Verantwortlichkeiten, die 
von der Liebe zum Vaterland und ihrer unbe­
grenzten Treue zum Volk motiviert sind.

Der neue Weg, der notwendigerweise gewählt 
wurde, führte in der ersten Zeit zu einer zahlen­
mäßig kleinen Organisation mit 40.000 Mitglie­
dern zwischen 1962 und 1964, und einem 
allmählichen Anstieg. Das Anwachsen ihrer Rei­
hen würde das Ergebnis der zunehmenden Zahl 
von Arbeitern und der Anhebung ihres revolutio­
nären Bewußtseins sein.

1965 nahm die PURS, die es mit solchen mas­
siven Methoden geschafft hatte, die Enge des 
Sektierertums grundlegend zu beseitigen, den 
Namen an, der ihr letztendliches Ziel definierte: 
Kommunistische Partei Kubas. Das erste Zen­
tralkomitee wurde gegründet und die revolutio­
näre Presse schloß sich in den Zeitungen 
Granma und Juventud Rebelde zusammen.

Gegenwärtig haben wir mehr als 770.000 Mit­
glieder, die würdig die körperlich, intellektuell, zi­
vil und militärisch tätigen Massen in Stadt und 
Land vertreten.

In etwas mehr als drei Jahrzehnten stieg die 
Mitgliedschaft der Partei fast um das 20fache.

Diese ungeheure Kraft summiert sich zu den 
etwa 500.000 Angehörigen der kommunisti­
schen Jugendorganisation, deren Aufnahme 
sich auch nach Auswahlprinzipien richtet und die 
sich mit den Mitgliedern unserer Massen- und 
gesellschaftlichen Organisationen in die gleiche 
Richtung bewegen.

Unsere Partei kann eine Auswahlmethode vor­
weisen, die sich dadurch auszeichnet, sowohl 
demokratisch als auch streng zu sein.

Die Qualität allein reicht für die Aufnahme nicht 
aus. Die Mitglieder, die in ihren Organisationen 
zusammengeschlossen sind, müssen sich aktiv 
dafür einsetzen, die Politik der Partei in ihrem 
Arbeitsumfeld und in ihrem gesellschaftlichen 
Milieu sowie angesichts der unterschiedlichsten 
Situationen umzusetzen.

Die kollektive Wachsamkeit der Grundorgani­
sation und der Leitungsorgane, die ständige kri­
tische und selbstkritische Analyse in ihren 
Reihen und die systematische Bewertung der 
spürbaren Ergebnisse eines jeden Mitglieds 
oder Kaders bilden die Grundlagen für die Be­
richtigung der individuellen oder allgemeinen 
Unzulänglichkeiten und Fehler, für den Aus­
schluß jener aus ihren Reihen, die nicht mehr 
würdig sind, ihnen anzugehören, sowie für die 
Beförderung, Absetzung oder Erneuerung der 
Kader.

In der Gegenwart müssen wir weiterhin zur 
Konsolidierung der gerechten Politik beitragen, 
besonders Schwarze und Frauen als Kader vor­
zuschlagen, ohne dabei jedoch in ein Schema 
zu verfallen. Wir müssen dabei auf dieselbe Wei­
se Vorgehen, wie wir es in bezug auf die Jugend­
lichen getan haben. Das stärkt die moralische 
Autorität der Partei in unserem Volk. Die Partei 
muß darauf bestehen, diese Politik in allen 
Sphären der Gesellschaft umzusetzen.

Die qualitative und quantitative Stärkung der 
Partei wurde in den harten Jahren der Periodo 
especial beibehalten, trotz der negativen ideolo­
gischen Auswirkung der Auflösung des Sozialis­
mus in der Sowjetunion und in Osteuropa und 
trotz der Verschärfung der kriminellen US-Blok- 
kade mit ihren furchtbaren Konsequenzen für die 
materielle Lage des Volkes

• In den letzten fünf Jahren sind 232.000 
vorbildliche Arbeiter in die Partei eingetreten,

das heißt 30 Prozent der gegenwärtigen Mit­
gliedschaft.

Die Erfahrung beweist, daß das Handeln der 
Partei entscheidend zur Suche nach Lösungen 
beigetragen hat, um den Auswirkungen der Wirt­
schaftskrise während der letzten Jahre zu be­
gegnen. Die Partei ist heute mehr denn je in der 
Lage, ihre Rolle als Führungskraft der kubani­
schen Gesellschaft zu vervollkommnen.

Im Mittelpunkt der Aufmerksamkeit der Partei 
muß das Leben des Arbeits- oder Studienkollek­
tivs, der militärischen Einheit, der Gemeinschaft, 
des Territoriums stehen. Dort, wo sich das Vor­
bild aller und eines jeden einzelnen tagtäglich 
offenbart, hat die Trägheit keinen Platz und die 
politisch-moralische Situation erstarkt.

Das ist die Partei für alle Kämpfe.

Diejenige, deren Ideologie die Lehren der her­
vorragenden Lehrer der Arbeiterklasse, Marx, 
Engels und Lenin, sind, die Lehren Martis und 
die schöpferischen Ideen sowie das Beispiel von 
Fidel.

Diejenige, die von jedem einzelnen ihrer Mit­
glieder fordert, mit dem eigenen Kopf zu denken 
und sich im Kreis der Parteiorganisationen frei 
auszusprechen und gemeinsam zu handeln, wie 
eine Person, wenn ein Vorhaben einmal be­
schlossen wurde.

Diejenige, die bei ihrem ständigen Kontakt mit 
dem arbeitenden Volk lehrt und lernt, Indem sie 
seine Meinungen fühlt, indem sie seine Emotio­
nen f ü h l t . . wie Che es ausdrückte.

Diejenige, deren Arbeitsstil es ist, in jedem Mo­
ment die Schwierigkeiten, Anschauungen und 
Vorschläge der Massen in Erfahrung zu bringen.

Diejenige, die die kubanische Nation bei der 
Bewahrung der Unabhängigkeit des U^ndes lei­
tet. ’

Diejenige, die das Werk des Aufbaifl und der 
Gerechtigkeit im letzten Drittel dieses Jahrhun­
derts vorangetrieben hat.

Diejenige, die mehrere Generationen von Re­
volutionären zur grenzenlosen Treue zum Vater­
land und zum Internationalismus erzogen hat.

Diejenige, die mit Entschlossenheit und Klug­
heit dien Widerstand des Volkes geleitet hat, das 
der kollektive Held des Epos ist, das Kuba im 
letzten Jahrzehnt des 20. Jahrhunderts schreibt.

Diejenige, die niemals vor den Gefahren zu­
rückschreckt und vollkommen an den endgülti­
gen Sieg glaubt.

Der Feind bekämpft unsere Partei nicht des­
halb, weil es die einzige ist, sondern weil ihr 
Vorhandensein und ihr Wirken die Einheit unse­
res Volkes garantiert.

Das kubanische Volk entschied sich gerade 
deshalb für eine einzige Partei, um die revolu­
tionäre nationale Einheit zu erzielen, ohne die 
es ihm nicht möglich wäre, sein freies, demokra­
tisches und sozialistisches Vaterland zu vertei­
digen.

Die Partei der Einheit der Kubaner gegründet 
zu haben, ist eines der bedeutendsten Verdien­
ste Fidels und der historischen Leitung auf dem 
Gebiet einer siegreichen Strategie des Kampfes 
gegen den mächtigsten und zynischsten Feind 
aller Zeiten.

In bezug auf die einzige Partei der Revolutio­
näre seiner Epoche, bekräftigte Marti, indem er 
sie vor den Intrigen der spanischen Koloniali­
sten verteidigte:

"Sie entstand in einem Stück, von allen Sejten 
auf einmal. Und derjenige außerhalb oder inner­
halb ihrer Reihen, der sie für auslöschbar oder 
vergänglich hielte, wäre im Irrtum. Was eine 
Gruppe erstrebt, fällt. Bestand hat, was ein gan­
zes Volk will. Die Kubanische Revolutionäre 
Partei ist das kubanische Volk."

In Zurückweisung der Hysterie, der Verleum­
dungen, der Lügen und der Absichten des Fein­
des können wir sagen:

Die Kommunistische Partei Kubas bleibt trotz 
der Widrigkeiten dieser Jahre bestehen und 
wächst, weil das kubanische Volk es will. Sie ist 
das wachsame Bewußtsein und das Rückgrat 
des Widerstandes der kubanischen Nation.
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gen Arbeit und leisteten wertvolle Beiträge zum 
Aufbau der neuen Gesellschaft. Mit dem Prozeß 
der Berichtigung hat die Partei dazu aufgerufen, 
die freiwillige Arbeit als ein Element wiederzube­
leben, das die Werte stählt, die dem neuen Men­
schen innewohnen.

Die Revolution stimuliert die Kreativität der 
Massen auf allen Gebieten. Unzählig sind die 
Lösungen, die zur Produktion und zu den 
Dienstleistungen beigesteuert worden sind. Dies 
war natürlich nur dank der Vorherrschaft des so­
zialistischen Eigentums und der Demokratisie­
rung des B ildungswesens möglich, das 
Unterrichtsmöglichkeiten für das ganze Volk be­
reitstellte und die technische Weiterbildung der 
Arbeiter erleichterte. Wir haben das martiani- 
sche Prinzip verwirklicht, das Studium mit der 
Arbeit zu verbinden.

Die Politik zur Entwicklung des Gesundheits­
wesens, des Bildungswesens, der Kultur und 
des Sports, die ihrer Erfolge wegen weltweit 
anerkannt wird, stützt sich ebenfalls auf einen 
breiten gesellschaftlichen Einfluß unter ständi­
ger Mitwirkung des Volkes.

Die Chancengleichheit für alle war und ist der 
immerwährende Vorsatz der Revolution, deren 
Werk von einem wahren und konsequenten Hu­
manismus gekennzeichnet ist, trotz des Scha­
dens, den die Auswirkungen der hartnäckigen 
Yankee-Blockade dieser gerechten Politik verur­
sachen.

Das Engagement der Massenorganisationen il­
lustriert den Charakter der kubanischen Demo­
kratie: Der Gewerkschaftsdachverband (CTC) 
und die einzelnen Gewerkschaften, der Nationa­
le Verband der Kleinbauern (ANAP), die Komi­
tees zur Verteidigung der Revolution (CDR), die 
Kubanische Frauenföderation (FMC), die Stu­
dentenorganisationen, die Gesellschaft der 
Kämpfer der Kubanischen Revolution und viele 
andere mit sozialem Charakter bilden ein Sy­
stem der Kommunikation, der Debatte und der 
kollektiven Leitung und waren für die Inangriff­
nahme bedeutender politischer und sozialer Auf­
gaben ein erstrangiger treibender Faktor.

Der Sozialismus in Kuba ist organischer Be­
standteil des geschichtlichen Verlaufs. Die 
Glaubwürdigkeit und die Ursprünglichkeit unse­
res politischen Systems und seiner Institutionen 
stehen über Fehlhandlungen und Unzulänglich­
keiten, die von den Umständen abhängig und in 
jedem menschlichen Werk zugegen sind. Ein 
wesentlicher Charakterzug unserer Demokratie 
besteht in ihrer Fähigkeit, mit dem Eingreifen 
der Massen Deformationen zu berichtigen, Feh­
ler zu beheben, Hindernisse niederzureißen und 
neue Wege einzuschlagen.

Um gewählt zu werden,
sind über 50% der Stimmen notwendig. Die De­
legierten, die dre Kommunalparlamente der 
Volksmacht bilden, legen regelmäßig vor ihren 
Wählern Rechenschaft ab und können jederzeit 
von ihnen abgesetzt werden. Die gewählten 
Vertreter aller Ebenen erhalten für diese Arbeit 
keinerlei Vergütung. Unserem Wahlsystem sind 
politische Intrigen, Betrug und Stimmenkauf 
fremd. Die Partei stellt weder Kandidaten auf, 
noch wählt sie sie, noch setzt sie sie ab.

Diese volle Demokratie hat unseren Rechts­
staat getragen und trägt ihn weiterhin. Weder in 
den schwierigsten Augenblicken noch unter den 
kritischen Bedingungen dieser Jahre haben wir 
auf die umfassendste und entschlossene Aus­
übung der Demokratie verzichtet.

Die Richtlinien, die nach einem umfassenden 
Prozeß von Volksbefragungen vom IV. Parteitag 
beschlossen wurden, dienten als Fundament für 
die Veränderung grundlegender Aspekte der 
Verfassung von 1976 und der Wahlgesetzge­
bung. Es wurde die direkte und geheime Wahl 
der Abgeordneten zur Nationalversammlung 
und der Delegierten zur Provinzversammlung 
festgelegt; die Kompetenzbereiche der Organe 
der Volksmacht und der staatlichen Verwaltung 
wurden viel besser definiert und die Erfahrung 
der Volksräte, die den Grundstein für die Betei­
ligung der Gemeinschaft an der Lösung ihrer 
Probleme darstellen, wurde verallgemeinert.

Das Wesen des kubanischen politischen Sy­
stems legt Nachdruck auf die echte Einbezie­
hung der Gesamtheit der Gesellschaft in die 
Entscheidungsprozesse. Die Diskussion von 
Angelegenheiten öffentlichen Interesses, die 
von Themen mit nationaler Tragweite bis zu sol­
chen mit lokaler Bedeutung reichen, trägt zur 
Einheit bei und ist Grundlage für Beschluß und 
Umsetzung praktischer Maßnahmen.

In diesem Sinne vermehren sich solche berei­
chernden Erfahrungen wie die Gemeindearbeit 
der Volksräte, die Kongresse der Gewerkschaf­
ten, der Studenten und anderer Massenorgani­
sationen und gesellschaftlicher Vereinigungen, 
deren Analysen in Anwesenheit von Regie­
rungsvertretern Politik bestimmt haben. Ständig 
wird die kollektive Suche nach Lösungen, die 
Verteilung von Verantwortlichkeiten, der gesell­
schaftliche Appell und die Kontrolle durch das 
Volk gefördert.

Die Massenorganisationen, die gesellschaftli­
chen und beruflichen Gruppierungen und ande­
re Formen der V ere in igung haben den 
Interessen und den Sorgen aller Schichten un­
serer sozialistischen Zivilgesellschaft Raum und 
Richtung gegeben.

III. DIE DEMOKRATIE, DIE WIR 
VERTEIDIGEN

Die kubanische Revolution führte auf allen 
Ebenen des politischen, wirtschaftlichen und ge­
sellschaftlichen Lebens eine tiefgreifende und 
außergewöhnliche Demokratisierung durch und 
bewies, daß es möglich ist, die Idee einer Re­
gierung des Volkes durch das Volk und für das 
Volk zu verwirklichen.

Unser politisches, wahrhaft demokratisches, 
sozialistisches System mit breiter Beteiligung 
des Volkes begründet sich auf die Würde, die 
Gleichheit und die wirkliche Ausübung der Men­
schenrechte. Das Überleben der Revolution in 
diesen harten Jahren ist nur mit ihrem absolut 
demokratischen Fundament zu erklären. Eine 
revolutionäre Umwandlung ist unumkehrbar, 
wenn ein ganzes Volk sie durchführt, verteidigt 
und tagtäglich vervollkommnet.

Das kubanische Gesellschaftssystem wurde 
weder importiert noch widerspricht es unserer 
Geschichte, sondern es ist das folgerichtige Er­
gebnis von Bemühungen um die Befreiung, die 
mehr als anderthalb Jahrhunderte währten. Vom 
Pwester Felix Varela eingeleitet, wurden sie 
1868 und 1895 zum Volkskrieg und erreichten 
am 1. Januar 1959 ihren Höhepunkt.

Eine vollkommen freie und souveräne Nation, 
die auf Gerechtigkeit und Solidarität gegründet 
ist, das ist das Vaterland, das wir heute haben, 
das unsere Vorfahren ersehnten und das den 
Imperialismus, der es zu zerstören versucht, 
weiter bekämpft.

Seit dem Sturm auf die Moncada hat Fidel das 
kubanische Volk mobilisiert und in den Kampf 
um den Sieg seiner historischen Bestrebungen 
und der immer wieder verschobenen Träume, 
eine martianische Republik zu gründen, einbe­
zogen.

In der Sierra Maestra waren mitten im Krieg 
schon die Ansätze dessen wahrzunehmen, was 
die Kubanische Revolution nach ihrem Sieg in 
demokratischer Hinsicht bedeuten würde. Das 
Volk ernährte und unterhielt seine eigene Ar­
mee, und in den befreiten Territorien wurden die 
ersten Agrargesetze erlassen und es entstan­
den die ersten Keime eines würdigeren und 
menschii&ieren Lebens.

Angesiöl^s des Zusammenbruchs der Diktatur 
im Januar 1959 konnten der Imperialismus und 
seine Agenten hier im Land ihre Kräfte nicht neu 
gruppieren, um einen ihren Interessen entge­
genkommenden Ausweg zu finden, denn das 
Volk verwandelte die Atmosphäre des Aufstan­
des in den einhelligen Generalstreik, zu dem 
das Oberhaupt der Revolution aufgerufen hatte.

Von diesem Moment an übten die Massen zum 
ersten Mal in der Geschichte des Landes tat­
sächlich die Macht aus. Es begann die Umge­
staltung der Gesellschaft, und die siegreiche 
Revolution war in der Lage, den wütenden An­
griffen der inneren und äußeren Feinde zu be­
gegnen.

In den letzten vier Jahrzehnten ist die Beteili­
gung des Volkes angesichts der Herausforde­
rungen und Aufgaben entscheidend gewesen.

Das Volk reihte sich in die bewaffnete Vertei­
digung des Landes ein und führte freiwillig und 
massiv heldenhafte internationalistische Missio­
nen durch. Das Konzept des Krieges des Ge­
samten Volkes offenbart das demokratische 
Wesen der Revolution und stellt angesichts der 
wiederholten imperialistischen Drohungen unse­
re wichtigste Waffe dar.

In Kuba wurde die Definition Martis zur Wirk­
lichkeit:

"Die Republik ist das Volk, das zur Rechten 
das Tabakmesser des Arbeiters und zur Linken 
das Gevfehr der Freiheit hat!"

Der historische Sieg der Massen über das An­
alphabetentum, die Weiterbildungskurse, die Ar­
beiter- und Bauernfakultäten sowie der Ausbau 
der Hochschulbildung bis zum Forum für Wis­
senschaft und Technik sind die Summe der An­
strengungen der gesamten Gesellschaft, um das 
Postulat Martis zu erfüllen: "Gebildet zu sein, ist 
der einzige Weg, frei zu sein."

Die Arbeiter übernahmen bewußt ihre Rolle bei 
der Schaffung des nationalen Reichtums. Die 
wirtschaftlichen Umgestaltungen bauten auf ihre 
unbestreitbare Führungsrolle. Millionen Kubaner 
widmeten sich, wie Che es wollte, der freiwilli­

Statt sich zu verbarrikadieren schuf die Revo­
lution, trotz der hartnäckigen und systemati­
schen Hetze des Imperialismus, Formen der 
Beteiligung, die sich im Laufe der Zeit vervoll­
kommnet haben und die immer eine ständige Er­
neuerung erfordern werden. Dieser Wille zum 
Widerstand und zur Veränderung ist im gesam­
ten Werdegang der Gründung und Entwicklung 
der kubanischen Institutionen zu finden.

Der ständige Anstieg des Bewußtseins des 
Volkes ging mit der Anhebung des kulturellen 
Niveaus, des Bildungsstandards und mit sozia­
len und materiellen Fortschritten einher. Das 
fand Mitte der 70er Jahre seinen Ausdruck in un­
serer sozialistischen Verfassung. Diese wurde 
von allen Kubanern diskutiert und bei der Ab­
stimmung, an der sich 98% der wahlberechtig­
ten Personen ab 16 Jahren beteiligten, stimmten 
97,7% der Wähler dafür und nur ein Prozent da­
gegen. So entstanden die repräsentativen staat­
lichen Organe eines Volkes, das seit dem 1. 
Januar 1959 die Macht ausübt. Unser Volk be­
schloß, in der Verfassung zu bekräftigen:

"Die Kommunistische Partei Kubas, die organi­
sierte marxistisch-leninistische Avantgarde der 
Arbeiterklasse, ist die höchste leitende Kraft der 
Gesellschaft und des Staates, die die gemeinsa­
men Anstrengungen zu den h'ohen Zielen des 
Aufbaus des Sozialismus und des Fortschritts in 
Richtung einer kommunistischen Gesellschaft 
organisiert und orientiert."

Die Grundlage des kubanischen politischen 
Systems ist die Wahl der Abgeordneten des 
Wahlkreises. Die Kandidaten werden auf Wohn­
gebietsversammlungen vorgeschlagen und ge­
wählt. Die Abstimmung erfolgt frei, geheim, 
direkt und die Stimmenauszählung ist öffentlich.

Die 1994 von der Nationalversammlung der 
Volksmacht ergriffenen Maßnahmen zur Sanie­
rung der Staatsfinanzen sind Ergebnis eines 
Prozesses breitester Diskussionen im Volke, 
der Arbeiterparlamente in über 80.000 Arbeits­
stätten und Studieneinrichtungen.

Die Versammlungen, die die Frage der Wirt­
schaftlichkeit zum Thema haben, finden minde­
stens zweimal pro Jahr statt und machen die 
wirksame Beteiligung der Arbeiter an der Dis­
kussion der wirtschaftlichen Probleme und der 
Pläne möglich. Hier können sie ihre Funktion als 
kollektive Eigentümer der Produktionsmittel aus­
üben.

Die öffentlichen Anhörungen, die von den Aus­
schüssen der Nationalversammlung einberufen 
wurden, und der massive Prozeß der Bekannt­
machung und der Analyse des "Gesetzes der 
Bekräftigung der Würde und der Souveränität 
Kubas" sowie der "Erklärung der Mambises des 
20. Jahrhunderts" sind neue Ausdrucksformen 
des tiefempfundenen Patriotismus unseres Vol­
kes.

Die sozialistische Demokratie vervollkommnet 
sich ständig von selbst, um den Menschen gei­
stig zu stärken; sie trägt dazu bei, seinem Da­
sein und se iner A rbeit einen größeren 
schöpferischen Sinn zu geben sowie seinem Le­
ben eine höhere Qualität zu verleihen.

Wir haben einer unpolitischen Haltung entge­
gen gewirkt, ohne Fanatiker heranzuziehen. Die 
Revolution braucht Bürger, die ihre Verantwor­
tungen frei und bewußt wahrnehmen und in der 
Lage sind, ihre Pflichten und Rechte voll auszu­
üben.

Zwischen unseren Führungskräften und dem
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Volk ist kein Bruch möglich. In der systemati­
schen Kommunikation und Identifizierung mit 
der Masse wurzelt einer der Faktoren, die die 

% Einheit der Aktion und die Kraft der revolutionä- 
rea Macht garantieren. Die sozialistische Demo­
kratie fordert von den Kadern Ernsthaftigkeit, 
Bescheidenheit, die Neigung, sich in den Dienst 
des Volkes zu stellen, Transparenz bei der Aus­
übung der öffentlichen Funktion sowie ein vor­
bildliches Leben als Staatsbürger.

Unsere Führungskräfte stammen aus dem Volk 
und sind ihm gegenüber für ihre Taten verant­
wortlich. Bei uns kann niemand ein Amt in der 
Avantgarde bekleiden, der seiner Verantwortung 
nicht gerecht wird. Es gab nie und es wird auch 
nie Straflosigkeit für jene geben, die den gesetz­
lichen Rahmen übertreten und öffentliche Funk­
tionen m ißbrauchen. Die Annahme des 
Ehrenkodex der Kader des kubanischen Staates 
im Jahr 1996 ratifizierte die Grundlagen der po­
litischen und moralischen Verpflichtung, die sie 
der Gesellschaft gegenüber eingehen.

Diese Prinzipien bilden einen Kontrast zur 
Demagogie, zum Krämergeist, zu den unabläs­
sigen Finanzskandalen, zur weitverbreiteten 
Korruption, die alle Merkmale der Politik in den 
USA sind, dem Land, das beabsichtigt, sich zum 
Modell für die Welt zu erheben.

In Wirklichkeit mangelt es dem US-amerikani­
schen System an Glaubwürdigkeit vor seinem 
eigenen Volk. Eine Maschinerie, die von den 
gleichen Monopolen kontrolliert wird, die Milliar­
den für eine immer teurer werdende Wahlfarce 
ausgeben, bei denen sich die Mehrheit der Wäh­
ler ihrer Stimme enthält, kann das Volk nicht re­
präsentieren.

Der Imperialismus trachtet danach, die ethi­
schen Grundlagen der Revolution zu erodieren, 
um sie von innen her auszuhöhlen und unsere 
Souveränität zu untergraben. Er strebt mit allen 
Mitteln danach, unter uns den Egoismus, die An­
archie und ein übertriebenes Konsumverhalten 
anzuregen, und versucht, den Umsturz der Ord­
nung, den Bruch der Einheit voranzutreiben. Er 
versucht die Wühltätigkeit der annexionistischen 
Gruppierungen zu erleichtern, die - vom Ausland 
finanziert - die Rückkehr des US-amerikani­
schen Jochs und die Wiedererrichtung des Ka­
pitalismus anstreben.

Wir stehen neuen, immer spitzfindigeren und 
komplexeren Formen des ideologischen Kamp­
fes gegenüber, die eine tägliche Herausforde­
rung für das Vermögen unserer Institutionen in 
sich bergen, das Volk zu mobilisieren. Sie wol­
len der Autorität, dem Einfluß und der Recht­
mäßigkeit des revolutionären institutioneilen 
Systems schaden. Die Antwort muß kohärent 
und unerschütterlich sein und an den mächtigen 
Vorrat von Argumenten der Revolution appellie­
ren, an die Einheit, an unsere moralischen Re­
serven, an den patrio tischen Nerv jedes 
Kubaners.

Das Gesindel, die Kriminalität und all jene, die 
zur Verletzung der Gesetze und zur Zuwider­
handlung gegen die Ordnung ermutigen, dienen 
objektiv unseren Feinden. Jeder Fall von Kor­
ruption, dem wir nicht rechtzeitig entgegentre­
ten, untergräbt das Ansehen unserer 
Demokratie zugunsten derer, die sie abschaffen 
wollen. Gleichgültigkeit und Untätigkeit sind heu­
te für Revolutionäre unzulässig.

Die Aufgabe moralischer Prinzipien und Nor­
men, das Ausbleiben der Solidarität, die Gefühl­
losigkeit, die Verblendung und leichtfertige 
Verehrung von US-amerikanischen Vorbildern 
und Symbolen greifen unsere patriotischen und 
sozialistischen Werte ebenfalls an.

Die Revolution muß weiterhin wachsam sein 
und unser Volk immer mehr in den Kampf um 
die Rechtmäßigkeit und die Ethik des Sozialis- 

-mus einbeziehen.

Die politischen und Massenorganisationen 
müssen diese Probleme diskutieren und das Be­
wußtsein schaffen, daß es notwendig ist, sie den 
ideologischen Aufgaben der Gegenwart zuzu­
ordnen. Gleichzeitig müssen sie wirksame Aktio­

n e n  unternehmen, die die revolutionäre Macht 
stärken.

Der Presse, die mit der Revolution aus den 
Händen der Oligarchie in die Hände des Volkes 
überging und wirklich frei wurde, kommt im ideo­
logischen Kampf eine lebenswichtige Rolle zu. 

^Die Massenmedien sowie die Bildungseinrich­
tungen und Kulturstätten stehen vor der größten

Herausforderung, nämlich die Kontinuität der so­
zialistischen, patriotischen, antiimperialistischen 
Ideen und Werte, ja der Revolution selbst, in 
den künftigen Generationen der Kubaner zu ge­
währleisten. .

Wir verteidigen unsere nationale Identität ge­
gen alle Formen der Korrosion und fördern das 
Ideal Martis vom großen lateinamerikanischen 
Vaterland und von der umfassenden Entkoloni­
sierung.

Es ist wichtig, unsere Vorbilder und die politi­
sche Tradition Kubas als wesentliche Grundlage 
der politischen Praxis zu bewahren. Im Volk be­
stehen enorme moralische Reserven, und der 
größte Beweis dafür liegt im Widerstand, der 
den Feinden gegenüber entfaltet wird, und im 
Fortschritt eines revolutionären Prozesses, den 
viele außerhalb Kubas angesichts der Verände­
rungen, die die Welt Anfang der 90er Jahre er­
fuhr, für gescheitert oder undurchführbar hielten.

Kuba bekräftigt erneut seinen Entschluß, 
standzuhalten und auf seinem eigenen Weg, der 
das Ergebnis seines historischen Prozesses ist, 
fortzufahren. Es respektiert das Recht eines je­
den Landes, über sein politisches, wirtschaftli­
ches und gese llscha ftliches  System zu 
entscheiden, und fordert, daß auch ihm derselbe 
Respekt entgegengebracht wird.

Wir Kubaner sind dem Meister treu, der darauf 
verwies: "Die Regierung muß aus dem Land her­
vorgehen. Der Geist der Regierung muß der des 
Landes sein."

Die Idee einer demokratischen Gesellschaft, in 
der das Volk die Macht ausübt und sich selbst 
regiert, hat die Menschheit im Laufe der Ge­
schichte wie ein Ideal und eine erhabene Sehn­
sucht begleitet. Von den Mächtigen wurde 
immer versucht, diese Idee in Grenzen zu hal­
ten, während andere sie für ein unerreichbares 
Hirngespinst hielten.

Die ständige Präsenz dieser Idee über so viele 
Jahrhunderte hinweg, die schon vor unserer 
Zeitrechnung auftauchte, ja sogar noch vor vie­
len Religionen, hat dem Streben nach ihrer Ver­
wirklichung, das im Mittelpunkt der edelsten 
Überlegungen und der heldenhaftesten Kämpfe 
des Menschen stand, einen universellen Wert 
verliehen.

Das Wesen dieser Kämpfe war immer die Be­
freiung des Menschen, ohne die die Verwirkli­
chung des demokratischen Ideals nicht möglich 
ist.

Auch wenn die Imperialisten versuchen, sich 
des Konzepts der Demokratie zu bemächtigen, 
so beutet ihr System, das dem Wesen nach un­
demokratisch ist, die großen Mehrheiten aus, es 
unterdrückt sie und schließt sie aus. Um sie zu 
täuschen, sprechen sie von der repräsentativen 
Demokratie, aber diese bringt nur die Interessen 
der Oligarchien zum Ausdruck.

Die große Presse, die Nachrichtenagenturen, 
das Radio, das Kino und besonders das Fernse­
hen sowie andere, ständig weiter entwickelte 
Kommunikationsmittel, bilden riesige monopo­
lartige Systeme, mit denen die Urteilsfähigkeit 
der Menschen manipuliert und die öffentliche 
Meinung fabriziert wird.

Die Demokratisierung bleibt weiterhin ein Ziel, 
das dem Kampf der Arbeiter, der Gedemütigten, 
der Unterdrückten auf der Welt eigen ist. Sie ge­
winnt in der Gegenwart eine noch größere Be­
deutung, da die neoliberale Globalisierung 
versucht, einen totalitären Kapitalismus durch­
zusetzen: In ihm existiert nur der Markt, das 
Volk zählt nicht.

Mit dem neoliberalen Modell nimmt die gesell­
schaftliche Polarisierung bis zu einem unerträg­
lichen Extrem zu: Arbeitslosigkeit, Hunger und 
Not wachsen; die Staatsfunktionen beschränken 
sich auf die Anwendung von Schocktherapien 
und darauf, mit Hilfe einer gegen das Volk ge­
richteten Repression Hüter von Gesetz und Ord­
nung des Großkapitals zu sein. Gleichzeitig 
verschlimmern sich die Ausländerfeindlichkeit 
und der Rassismus, die Ausdruck faschistischer 
Tendenzen sind.

In diesem Modell ist folglich kein Platz für die 
Besitzlosen, die in immer größer werdender Zahl 
zum Leben am Rande der Gesellschaft, zum 
Ausschluß aus der Gesellschaft verurteilt wer­
den. In Lateinamerika ist die Kluft zwischen den 
privilegierten Minderheiten und den Besitzlosen

größer als in den restlichen Gebieten. Die Hälfte 
der Bevölkerung lebt unterhalb der Armutsgren­
ze und über 100 Millionen Menschen sind ex­
trem arm.

Die soziale Ungleichheit wächst mit dem Ein­
fluß der Ausdehnung des Neoliberalismus, nicht 
nur in der Dritten Welt, sondern auch in den In­
dustrieländern.

Die Vereinigten Staaten sind das Land, in dem 
die soziale Differenzierung am stärksten in Er­
scheinung tritt. Unter den Verstoßenen dieser 
Uberflußgesellschaft befinden sich Millionen unse­
rer lateinamerikanischen Brüder, die von der Not 
gezwungen wurden, auszuwandern, die Schwar­
zen und viele andere, die in Armut versunken sind.

Der US-lmperialismus verzeiht Kuba nicht, daß 
es unter den widrigsten Umständen eine Gesell­
schaft aufrechterhält und entwickelt, die an den 
Menschen und an die menschliche Solidarität 
glaubt und das Ideal der Demokratie nicht auf­
gibt, das über Jahrtausende hinweg der unver­
zichtbare Traum der Menschheit war.

Das Regime, das uns die USA aufzudrängen 
versuchen, ist von Grund auf unvereinbar mit all 
den seit 1959 erkämpften sozialen Errungen­
schaften. Unser Werk würde völlig zerstört wer­
den. Es würde auf gewalttätigste Weise liquidiert 
werden, weil heute auf der Welt ein Kapitalismus 
vorherrscht, den einige seiner Verfechter ohne 
zu zögern "wild" nennen.

Außerdem wäre im Falle Kuba seine Einführung 
der Sieg des aggressivsten und reaktionärsten 
Sektors eines Imperialismus, der uns zutiefst haßt, 
und der sich als Instrument der Mafia von Annexio­
nisten und Batista-Anhängern bedient, die in Wor­
ten, die denen Hitlers ähneln, beim Sturz der 
Revolution die Berechtigung für sich fordern, drei 
Tage ungestraft töten zu dürfen. ^

Die Vereinigten Staaten beabsichtigen, auf Kuba 
wieder eine Regierung des ImperiaTisrffus, durch 
den Imperialismus und für den Imperialismus ein­
zusetzen.

Angesichts dieses irrsinnigen Plans machen wir 
uns den Auftrag des Titanen zu eigen:

*Wer versucht, sich Kuba anzueignen, wird sich 
im Staub seines blutgetränkten Bodens wälzen, 
falls er nicht im Kampf umkommt.*

Wenn die Revolution seit 1868 ein einheit­
licher Prozeß war, und es seit Marti auch 
nur eine einzige Partei der Einheit gegeben 
hat, so sind auch das Heer der Mambis, die 
Rebellenarmee und die Bewaffneten Revolu­
tionären Streitkräfte ein und der selbe be­
waffnete Arm des Vaterlandes

Landsleute!

Unsere sozialistische Demokratie, Wesen und 
Ergebnis einer Revolution, hat mit der Ausbeu­
tung und der Diskriminierung Schluß gemacht; 
das Analphabetentum beseitigt und das Bil- 
dungs- und Kulturniveau angehoben; hat den 
Arbeitern, Bauern, Studenten, dem ganzen Volk 
die Möglichkeit eröffnet, sich zu organisieren, 
sich vorzubereiten und sich zu bewaffnen, um 
ihre Rechte verteidigen und ausüben zu können; 
hat den Wissenschaftlern, Schriftstellern, Künst­
lern und Intellektuellen die reale Freiheit des 
Werkes und der Forschung gegeben sowie die 
Mittel, ihre Arbeiten zu verwirklichen und ihnen 
eine höhere gesellschaftliche Bedeutung zu ver­
schaffen.

Wir haben den schöpferischen Pluralismus ei­
nes befreiten Volkes erreicht.

Unser politisches System, in dem die Macht 
des Volkes verankert ist, ist die w ichtigste 
Errungenschaft, die wir schützen müssen, 
denn von ihm hängen alle anderen ab. Die 
Geschichte hat auf dramatische Weise be­
wiesen, daß ein Volk alles verliert, wenn es 
seine Macht verliert.

Unsere sozialistische Demokratie ist bei der 
Fortführung des Werkes ausschlaggebend, 
das wir 1959 zugunsten der menschlichsten 
gesellschaftlichen Beziehungen begonnen 
haben. Sie eröffnet die Möglichkeit, das Vor­
anschreiten der Revolution fortzusetzen, um 
den Kubanern des 21. Jahrhunderts ein Land 
zu übergeben, wie Marti es wollte: eines in 
dem die ganze Gerechtigkeit erobert wurde.
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N A H R U N G S M ITTE L ALS W AFFE

A nschlag  au f das Leben
ARNALDO MUSA - Granma

• "WER dein Brot hat, hat auch dei­
ne Würde", sagt ein afrikanisches 
Sprichwort. Und vom sozialen und 
politischen Standpunkt aus ist es 
tatsächlich so, daß kein Land in 
Frieden leben kann, wenn über ihm 
das Damoklesschwert eines großen 
Nahrungsmitteldefizits schwebt.

Gestern wie heute sind Hunger 
und Durst nicht nur alltäglich, son­
dern die sichere Versorgung von 
Nahrungsmitteln wird auch weiter­
hin durch jene Menschen gefähr­
det, die ihre Macht mißbrauchen, 
um andere abhängig zu machen.

Vor 17 Jahren, auf der Eröff­
nungsveranstaltung der XVI. Kon­
ferenz der Ernährungs- und Land­
w irtscha ftso rgan isa tio n  der 
Vereinten Nationen (FAO) in Ha­
vanna, stellte Fidel fest: "Ohne so­
z ia le  G erech tigke it kann die 
Schlacht gegen den Hunger nie­
mes gewonnen werden", und im 
vergangenen Jahr erklärte er auf 
dem Welternährungsgipfel in Rom, 
"Im Kampf gegen den Hunger und 
die Ungerechtigkeit haben auf der 
ganzen Welt Millionen Menschen 
ihr Leben verloren". Er prangerte 
auch den qrausamen Konkurrenz­
kampf beim Verkauf von Waffen an 
Länder an, "wo es eigentlich da­
rum geht, den Hunger zu bekämp­
fen", um dann die Frage zu stellen:

"Warumftwird zu alledem noch 
eine kriminelle Politik, warum wer­
den absurde Blockaden hinzuge­
fügt, die Nahrungsmittel und Medi­
kamente einschließen, um ganze 
Völker an Hunger und Krankheiten 
sterben zu lassen? Wo bleibt die 

• Ethik, die Rechtfertigung, die Ach­
tung der elementarsten Menschen­
rechte, der Sinn solch einer Poli­
tik?"

Genau wegen des konsequenten 
Karnpfes für die Durchsetzung die­
ser Gerechtigkeit konnte Kuba den 
ständigen Aggressionen der USA 
auf allen Gebieten standhalten. 
Vor allem dem imperialistischen 
Versuch, uns - unter anderem - mit 
der Waffe der Nahrungsmittel zu 
strangulieren.

Die US-amerikanische Gesetzge­
bung zur Vernichtung ganzer Völ­
ker wurde durch die Haltung der 
USA bestätigt, als sie sich 1974, 
im Jahr der großen Hungersnöte, 
nicht an der Hilfe für Afrika und 
Asien beteiligten, weil die Lobby 
der Farmer und Futtermittelprodu­
zenten Druck ausübte, damit nicht 
ein einziges Korn vom Marktvorrat 
ausgeführt würde. Und dies unter 
dem Vorwand, damit Inflation und 
Preissteigerungen zu vermeiden.

Ebenso bezeichnete die US-Regie- 
rung am 2. Februar 1989 die Ergeb­
nisse der XXV. FAO-Tagung als 
"unannehmbar", weil dort ein Pro­
gramm für Nahrungsmittellieferungen 
an das palästinensische Volk im Ga­
zastreifen und im Westjordanland an­
genommen wurde. Sie verkündete , 
man werde prüfen, welche Sanktio­
nen der Organisation aufzuerlegen 
seien.

Aktuell ist auch das Beispiel Irak, 
wo nach Schätzungen des Interna­

tionalen Roten Kreuzes der Inter­
ventionskrieg und die Blockade ei­
ner Million Menschen, darunter 
600.000 Kindern, das Leben geko­
stet haben.

Gewiß haben die USA mit ihren 
Technologien und ihrem Fortschritt 
genügend Nahrungsmittel, um den 
bedürftigsten Ländern davon abzu­
geben, aber sie widersetzen sich 
des öfteren den Versuchen auf in­
ternationalen Foren, sie davon ab­
zubringen, Nahrungsmittel zu nut­

zen, um politischen oder ökonomi­
schen Druck auf andere Staaten 
auszuüben.

Ebenso beachten ihre Unterneh­
men weder die internationalen Be­
stimmungen über die Verbreitung 
und Anwendung von Schädlingsbe­
kämpfungsmitteln noch die Rege­
lung, die den Verkauf von Substan- 
zen’ an unterentwickelte Länder 
untersagt, die in den Herkunftslän­
dern verboten sind.

Außerdem kontrollieren einige we­
nige Unternehmen aus den USA 
und anderen Industriestaaten den 
Markt für Saatgut und dessen Gen­
manipulation.

Aber das sind nur "kleine Fische" 
im Rahmen der Kontrolle, die die 
USA und andere reiche Staaten

über die armen Länder ausüben, 
weil in diesem Gefüge des Drucks 
solche Faktoren wie die Auslands­
verschuldung eine wichtige Rolle 
spielen, die die notleidendsten Län­
der niemals tilgen können. Deshalb 
werden sie auch niemals in Frieden 
leben können. Denn die ständige 
Verschlechterung der Austausch­
verhältnisse, die protektionistische 
Politik der stärksten kapita listi­
schen und industrialisierten Groß­
mächte und die Praxis des Dum­
ping, bei der vie le Länder der 

Dritten Welt mit Hilfe 
subventionierter Er­
zeugnisse ihrer 
Märkte beraubt wer­
den und mit dem die 
Preise der Exportar­
tikel, von denen sie 
leben, gedrückt wer­
den, tun ihre W ir­
kung.

Des heißt, man 
wendet "subtile" Me­
chanismen an. So 
schreibt man diesen 
Ländern eine Wäh­
rungspolitik vor, in­
nerhalb derer die von 
der Großmacht fest-' 
gelegten Zinssätze 
gezahlt werden müs­
sen; man stellt Darle­
hen in einer Währung 
mit einem bestimm­
ten Wert bereit, die 

i von den unterentwik- 
kelten Ländern in ei­
ner anderen, überbe­

! werteten Währung 
zurückgezahlt wer­
den müssen; man 
entzieht ihnen Kapi­
tal, das sie für ihr 
Wirtschaftswachstum 
benötigen, und man 
gewährt ihnen Kredi­
te, die aufgrund ihrer 
Eigenschaften nicht 
für die Entwicklung 
eingesetzt werden 
können.

Dies geschieht, weil 
auf unserer Welt im­
mer noch die reichen 
Länder dominieren. 
Das sieht man z.B. in 
der UN-Menschen- 
rechtskommission, 
wo die US-amerikani­
sche Resolution, die 
vor einigen Wochen 

gegen Kuba angenommen wurde, 
nicht ein Wort über die Blockade 
gegen die Insel enthielt, die eine 
neue Verletzung der wirtschaftli­
chen, sozialen und kulturellen 
Rechte eines ganzen Volkes dar­
stellt.

Und das ist so, weil noch ein wei­
ter Weg zurückgelegt werden muß, 
damit die universale Aufgabe der 
Völker, die führende Rolle zu über­
nehmen und die Probleme des 
Hungers, des Rückschritts in der 
Landwirtschaft und der sozialen 
Ungleichheit zu lösen, Wirklichkeit 
wird. Nur so wird man die Nah­
rungsmittel nicht mehr als Waffe 
gegen das erste Recht des Men­
schen, das Recht auf Leben, e r ­
setzen können.

ZIGARREN DER MARKE  
"VEGAS ROBAINA" IN 
SPANIEN

• IM Madrider Luxushotel Ritz 
wurde die dritte Zigarrenmarke 
präsentiert, die in den letzten 30 
Jahren in Kuba patentiert wurde. 
Bei der V o rs te llu n g  der fünf 
Bauchbinden der neuen Zigar­
renmarke "Vegas Robaina” äuß­
erte Francisco Linares Calvo, 
Präsident der Firma Habanos S. 
A., es seien genügend Gründe 
vorhanden gewesen, um Madrid 
als Ort für die Präsentation aus­
zuwählen, denn Spanien sei das 
Land gewesen, das vor mehr als 
500 Jahren als erstes Bekannt­
schaft mit dem kubanischen Ta­
bak gemacht habe.

DER ZUCKER BLEIBT VOM  
MERCOSUR  
AUSGESCHLOSSEN  

•
• DIE Zuckerwirtschaft ist nicht in 
den Freihandelsabkommen des 
Gemeinsamen Marktes des Sü­
dens (M E R C O S U R ) enthalten, 
und das könnte so bleiben. Die 
schwere soziale Krise im Norden 
Argentiniens läßt es vorläufig  
nicht zu, das Produkt in den frei­
en Handel innerhalb der Region 
einzubeziehen.

UNTERSTÜTZUNG FÜR DIE 
FORSTW IRTSCHAFT IN 
URUGUAY

• DIE Europäische Union unter­
stützt den Plan zur Entwicklung 
der Forstwirtschaft, den dieses 
Land mit besonderem Nachdruck 
vorantreibt. Im Jahr 2000 hoffen 
die forstwirtschaftlichen Unter­
nehmen, als Ergebnis der Auffor­
stung auf rund 35 .000  Hektar 
Land rund 2,5 Millionen Tonnen 
Holz zu exportieren.

ENGERE ZUSAM M ENARBEIT  
MIT TRINIDAD UND TOBAGO

• KUBA und Trinidad und Toba­
go führen regelmäßig Beratun­
gen durch, deren Ziel es ist, in 
diesem Sommer neue Bereiche 
der Kooperation festzulegen, zu 
denen der Handel, die wissen­
schaftlich-technische und die kul­
turelle Zusam m enarbeit zählen 
werden, wie der Minister für In­
dustrie und Handel aus Trinidad 
und Tobago, Melvin Assam, er­
klärte.

KORALLENRIFFE IM 
MITTELPUNKT DER 
AUFM ERKSAM KEIT

• IN Belize werden Pläne zum 
Küstenschutz umgesetzt, denen 
die erfolgreiche Erfahrung des 
Meeresparks des Großen Koral­
lenriffs in Australien zugrunde 
liegt, das sich über eine Fläche 
von 35 .000  Quadratkilom etern  
erstreckt. Es existieren interna­
tionale Bemühungen, um die ins­
g e s a m t 6 0 0 .0 0 0  km g ro ß e n  
Korallenriffe unseres Planeten zu 
retten, denen sich auch latein­
amerikanische Länder anschlos­
sen.
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Neue Aktionen 
gegen Kuba im 
Kongreß der USA

•  Diese Politik ist heute die größte Gefahr für die Souveränität aller Staaten

• JENE Elemente der US-amerikani­
schen Ultrarechten, die hinter dem 
Helms-Burton-Gesetz stehen, und 
insbesondere die annexionistische 
und batistianische Mafia Miamis, ha­
ben sich in eine wahre Flut der Un­
terbre itung neuer Vorschläge 
gestürzt, die den Verpflichtungen, die 
die US-Regierung erwartungsge­
mäß gegenüber der Europäischen 
Union eingegangen ist, diametral 
entgegengesetzt sind.

Dies verkündete der Präsident 
des kubanischen Parlaments, Ri­
cardo Alarcön, vor mehr als hundert 
kubanischen und ausländischen 
Journalisten auf einer Pressekonfe­
renz am 30. Mai 1997 in Havanna.

Am gleichen Tag gab die kubani­
sche Regierung bekannt, daß der 
Ausschuß für internationale Bezie­
hungen des Repräsentantenhauses 
der Vereinigten Staaten von Ameri­
ka am 6. Mai 1997 Dutzende Ge­
setzentwürfe angenommen habe, 
die darauf gerichtet seien, die Blok- 
kade gegen Kuba zu verschärfen 
und die Subversion von innen zu 
verstärken.

"In einigen Fällen handelt es sich 
um Zusätze zum Helms-Burton-Ge­
setz, in anderen werden vorange­
gangene Gesetze verändert, ob­
wohl genaugenommen all diese 
Aktionen als Teil des gleichen 
Schemas der Aggression gegen 
Kuba gewertet werden können, das 
im Helms-Burton-Gesetz zusam­
mengefaßt ist", erklärt das ankla­
gende Dokument. Gleichzeitig hebt 
es vier grundlegenden Merkmale 
dieses Prozesses zur Verschärfung 
der Blockade hervor:

- "Die Geheimhaltung, mit der es 
selbst in den Medien des Kongres­
ses behandelt wurde. Selbst einige 
Abgeordnete, die mit dem Thema 
Kuba befaßt sind, wußten nichts 
von seiner Annahme. Mit Ausnah­
me dessen, was sich auf die Inter­
nationale Atomenergieorganisation 
(IAEA) bezieht, hat die Presse es 
völlig totgeschwiegen."

- "Der Versuch, die Regierung

durch die Vorlage von periodischen 
Berichten ständig in die Defensive 
zu drängen und sie so der ohnehin 
schon geringen Flexibilität in ihrer 
Kubapolitik zu berauben."

- “Der Kontrast zur Vereinbarung, 
die mit der Europäischen Union ge­
troffen wurde. Diese beinhaltet das 
Versprechen der USA, sich um 
eine Modifizierung des Helms-Bur- 
ton-Gesetzes zu bemühen, die die­
sem besonders in bezug auf das 
vierte Kapitel größere Flexibilität 
verleihen soll."

- "Die eindeutige Botschaft, die im 
Zusammenhang mit dem Vorge­
nannten übermittelt wird. Sie be­
steht darin, daß die Kräfte, die hin­
ter dem Gesetz stehen, nicht gewillt 
sind, es verwässern zu lassen, son­
dern einer Modifizierung nur zu­
stimmen, um seinen Charakter der 
Einmischung in die inneren Angele­
genheiten anderer Länder und der 
Extraterritorialität noch zu verstär­
ken."

Kuba gab ebenfalls Einzelheiten 
darüber bekannt, daß die antikuba­

U S-R epräsentantenhaus 
besch ließ t G esetzesentw urf zur 
Reform  der A uß e n p o litik

• WASHINGTON. -  DAS Reprä­
sentantenhaus der USA be­
schloß den Gesetzesentwurf zur 
Reform der Außenpolitik, der die 
Zusätze enthält, die das Helms­
Burton-G esetz gegen unser 
Land verschärfen sollen. Auf die­
se Weise wird die von Kuba pas­
send form ulierte  Anklage zu 
dieser neuen Aggression bestä­

tigt, die geheim und gezielt aus­
gebrütet wurde. .

Nach dem festgelegten Ge­
setzgebungsverfahren wird die­
ser bntwun jetzt dem Senat zur 
Beratung und Abstimmung über­
geben. Sollte er von dieser In­
stanz angenommen werden, 
läge die Frage von Annahme 
oder Veto bei Präsident Clinton.

nischen Abgeordneten bereits “ei­
nen neuen Entwurf zur Erweiterung 
des Helms-Burton-Gesetzes" ange­
kündigt haben, *der es gestattet, 
von Unternehmen aus Drittländern, 
die in Kuba Geschäfte tätigen, in 
den USA Steuern zu verlangen und 
diejenigen, die der Zahlungsauffor­
derung nicht nachkommen, vor Ge­
richt zu stellen".

Es sind noch zwei andere Gesetz-. 
entwürfe im Umlauf, “die von den 
Mitgliedern des Ausschusses für in­
ternationale Beziehungen zur Ver­
schärfung des Helms-Burton-Ge­
setzes ausgearbe ite t wurden. 
Dabei geht es um die Möglichkeit 
des Präsidenten, die Gerichtsver­
fahren, die das Kapitel III vorsieht, 
hinauszuschieben", fügt das in der 
Tageszeitung Granma veröffent­
lichte Dokument hinzu.

Unter den zehn abgeänderten 
Abschnitten des "Gesetzes zur 
Reform der Außenpolitik" zitierte 
der Granma-Text "Die Einstellung 
der Unterstützung durch die USA 
für Länder, die der Regierung Ku­

bas helfen". Darin wird festgelegt, 
daß der Präsident spätestens 180 
Tage nach Annahme des Gesetzes 
die Unterstützung dieser Länder in 
den Bereichen Wirtschaft, Entwick­
lung und Sicherheit einstellt sowie 
sie von allen Handelsformen aus­
schließt, die nicht zu Marktbedin­
gungen abgewickelt werden.

Eine weitere Änderung, die zitiert 
wird, ist “Die Bereitstellung von 
Geldern für das ’Gesetz der Frei­
heit und der demokratischen Soli­
darität für Kuba’ aus dem Jahr 
1996 und das ’Gesetz der kubani­
schen Demokratie’ aus dem Jahr 
1992". In den Jahren 1998 und 
1999 sind danach nicht weniger als 
zwei Millionen Dollar vorgesehen, 
"die in großem Maße dafür be­
stimmt sein werden, die konterrevo­
lutionären Gruppen zu finanzieren, 
um die innere Subversion zu orga­
nisieren".

Im Granma-Text werden ebenfalls 
Einzelheiten darüber bekanntgege­
ben, daß die USA die Hilfe für Ruß­
land und für die IAEA an die Bedin­
gung knüpft, Kuba ke ine rle i 
Unterstützung in nuklearen Angele­
genheiten zu gewähren; über die 
Einstellung der Hilfe für Länder, die 
der Insel nukleare Brennstoffe lie­
fern; sowie über die Bereitstellung 
von mehr als 22 Millionen Dollar in 
den nächsten zwei Jahren für ein 
Programm von Radio- und Fern­
sehsendungen gegen Kuba.

"Die Politik gegen Kuba, für die 
die USA mit Vorwänden^die jegli­
chen Fundaments entbehren, An­
hänger gewinnen will, ¿st heute 
die größte Gefahr, für dre Souve­
ränität aller Staaten", bringt die 
Anklage der kubanischen Regie­
rung zum Ausdruck.

IN W ENIG EN STUNDEN 
VON KUBA IN DIE 

G ANZE W ELT

Senden oder erhalten Sie in kürzester Zeit Briefe, 
Urkunden, Dokumente, Zeitschriften, Verkaufsmuster 
und andere Materalien.
Aus aller Welt nach Kuba - aus Kuba in alle Welt 
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e Habana, Ave. 1ra y 42, Miramar T-331578 33-1876 
•  Varadero, Ave. Ira y 64 T-62103
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Die
Labyrinthe 
der Armut
• OBWOHL von einem relativen 
wirtschaftlichen Fortschritt in La­
teinamerika und in der Karibik ge-' 
sprochen wird, enthüllt ein kürzlich 
veröffentlichter Bericht der Verein­
ten Nationen, daß 110 Millionen 
Menschen dieser Region, d. h. 
24% der Bevölkerung, von Einkom­
men leben oder überleben, die ei­
nem D olla r oder weniger 
entsprechen.

Der Bericht des Entwicklungspro­
gramms der Vereinten Nationen 
(UNDP) macht sichtbar, daß das 
d u rch sch n ittlich e  Niveau der 
menschlichen Entwicklung - allge­
meine Lebensbedingungen betref­
fend - dennoch von atlen Regionen 
der Dritten Welt in Lateinamerika 
am weitesten vorangeschritten ist. 
Und von der neuen Kennziffer aus­
gehend, die als Index der mensch­
lichen Awnut bezeichnet wird, liegt 
der Durchschnitt bei 15%, obgleich 
er, wennupan die finanzielle Armut 
berücksichtigt, 24% beträgt.

Die Kennziffer wird festgelegt, in­
dem man von dem Anteil der Bevöl­
kerung ausgeht, dessen durch­
schnittliche Lebenserwartung untel 
40 Jahren liegt, vom Ausmaß des 
Analphabetentums und vom fehlen­
den Zugang zu den Dienstleistun­
gen des Gesundheitswesens, zu 
Nahrungsmitteln und zu Trinkwas­
ser. Das ergibt nach Meinung der

Verfasser in jedem Land einen 
Meßwert vom S tandpunkt der 
menschlichen Entwicklung aus.

Von den 78 Ländern auf der Liste 
des UNDP entfallen 19 auf die Re­
gion: Trinidad und Tobago (4,1%), 
Kuba (5,1%), Chile (5,4%), Costa 
Rica (6,6%), Kolumbien (10,7%), Me­
xiko (10,9%), Panama (11,2%), Uru­
guay (11,7%), Jamaika (12,1%), 
Ecuador (15,2%), Dominikanische 
Republik (18,3%), Honduras (22%), 
Bolivien (22,5%), Peru (22,8%), Pa­
raguay (23,2%), Nicaragua (27,2%), 
El Salvador (28%), Guatemala 
(35,5%) und Haiti (46,2%).

Fernando Zumbado, der Direktor 
des UNDP für Lateinamerika und 
die Karibik, erklärte gegenüber AP, 
daß die Region nicht so voran­
schreite wie sie sollte, denn 1987

lebten 22% der Bevölkerung 
in Armut und 10 Jahre spä­
ter sei diese Ziffer auf 24% 
angestiegen. "Das Problem 
besteht darin, daß sich die 
Einkommen auf jene kon­
zentrieren, die mehr haben. 
Gegenwärtig besitzen 20% 
der Bevölkerung 78mal 
mehr als jene, die weniger 
haben."

Wi£ das Dokument veran­
schaulicht, existieren heute 
in Lateinamerika größere 
soziale Ausgrenzung und 
mangelnde Freiheit, ein 
größerer Ausschluß vom 
Handel und den finanziellen 
Strömungen der Welt, höhe­
re Geburtenraten und eine 
größere Verbreitung von 
AIDS, ein beschleunigter 
Abbau der natürlichen Res­
sourcen sowie mehr Men­
schen, die von ihrem Wohn­
sitz und aus ihrem Land 
wegziehen.

Neben vielen anderen in­
teressanten Angaben be­
kräftigt der Bericht, daß 
weltweit 1,2 Milliarden Men­

schen kein Trinkwasser haben, 
etwa 13% davon sind Lateinameri­
kaner. 507 Millionen Menschen 
sterben, bevor sie ihr 40. Lebens­
jahr erreichen, 13% davon entfallen 
auf die lateinamerikanische Region. 
Von den 158 Millionen unterernähr­
ten Kindern auf dem Planeten 
stammen etwa fünf Prozent aus La­
teinamerika.

Außerdem wird festgestellt, daß 
Lateinamerika und die Karibik das 
Analphabetentum zwischen 1970 
und 1995 von 30 auf 10% gesenkt 
haben. Der Anteil der Bevölkerung 
ohne Trinkwasser wurde von 40 auf 
22% reduziert und der Prozentsatz 
der Kinder unter fünf Jahren mit 
starker Unterernährung ging in den 
letzten zwei Jahrzehnten von 18

auf 10% der Gesamtbevölkerung 
zurück.

Der Bericht erläutert weiterhin, 
daß 23 der 33 Nationen der Region 
die auf dem Gipfel für gesellschaft­
liche Entwicklung von 1994 festge­
legten Ziele in den Bereichen Bil­
dungswesen, Gesundheitswesen 
und Lebensstandard vorfristig er­
füllt haben.

In seiner Analyse gibt der Bericht 
zu, daß die Globalisierung in groß­
em Maße die reichen Länder favo­
risiere und den weniger begünstig­
ten zum Nachteil gereiche, und 
wenn nicht sorgfältiger vorgegan­
gen werde, blieben die armen Län­
der immer mehr am Rand. Auch 
stellt er fest, daß die Entwicklungs­
länder angesichts der ungleichen 
Handelsbedingungen und infolge 
der Globalisierung jährlich Verluste 
von 500 Milliarden Dollar zu ver­
zeichnen haben.

Zu diesem Thema erläutert er wei­
ter, in Ländern wie Argentinien, 
Chile, Ecuador, Mexiko, der Domi­
nikanischen Republik und Uruguay 
sei die Liberalisierung des Handels 
mit einer größeren Ungleichheit 
einhergegangen.

Hinsichtlich der Einkommen weist 
der Bericht darauf hin, daß in der 
Region in den ersten Jahren dieses 
Jahrzehnts ein bedeutender Rück­
gang zu verzeichnen war, beson­
ders in Kolumbien und in Chile. In 
Mexiko und Argentinien sei das 
Ausmaß dei Armut in den letzten 
zehn Jahien relativ stabil geblie­
ben.

Richard Jolly, stellvertretender 
Geschäftsführer des UNDP, erklär­
te gegenüber DPA, die Armut sei 
viel komplizierter als es aussehe. 
"Die wahre menschliche Tragödie 
liegt darin, daß den Menschen 
Möglichkeiten und die Optionen 
fürs Leben verwehrt bleiben, was 
sie in vielen Fällen für immer be­
nachteiligt."

ECUADOR

Haushaltsdefizit
• ZUR gleichen Zeit, als Präsident 
Fabian Alarcön die wirtschaftli­
chen Maßnahmen ankündigte, mit 
denen er das Haushaltsdefizit auf 
2,7% des Bruttoinlandsprodukts 
reduzieren will, ohne die ärmeren 
Kreise der Bevölkerung zu schädi­
gen, wurden die Stromtarife um 
60% erhöht.

Alarcön verpflichtete sich kürz­
lich der katholischen Kirche ge­
genüber, keine traumatischen 
Wirtschaftsmaßnahmen zu ergrei­
fen, die den anfälligsten Sektoren 
der Gesellschaft schaden würden. 
Jetzt verkündete er vor der Pres­
se, die Reduzierung des Haus­
haltsdefizits basiere auf sechs 
grundlegenden Handlungssträn­
gen, berichtet PL.

Der Präsident schlug vor, die 
Gewinnspannen bei Brennstof­
fen einzuschränken, die Gewin­
ne aus dem Rohölexport abzu­
schöpfen, um die Derivatimporte

zu finanzieren, sowie die Ge­
schäftsabwicklung bei Ein- und 
Verkaufsoperationen des Erdöls 
mittels Kreditbriefen durchzufüh­
ren. Gleichzeitig kündigte er an, 
die Verwaltung der staatlichen 
Mittel bei der Zentralbank zu über­
nehmen, die Steuer- und Zollein­
nahmen effizient durchzuführen 
sowie die ausstehenden Zahlun­
gen an das Elektroenergieunter­
nehmen einzutreiben, die sich auf 
57 Mio.Dollar belaufen.

BRASILIEN

L ib e ra lis ie ru n g  

des A g ra rhande ls
• DEN internationalen Handel 
mit landwirtschaftlichen Erzeug­
nissen zu liberalisieren und die 
nicht tarifgebundenen Schran­
ken abzubauen, war die brasilia­
n ische  Forderung auf der 
Versammlung der Cairns-Grup- 
pe in Rio de Janeiro.

Nach Meldungen 
von PL beantragte 
der Außenminister 
Luis Felipe Lampreia 
die fortgesetzte Re­
duzierung der Ex­
portsubventionen, 
bis hin zu deren Ab­
schaffung, größere 
Disziplin bei der Kre­
ditaufnahme zum 
Export, die effiziente 
Leitung im Rahmen der Prinzi­
pien, auf die sich das Agrarab­
kommen der Beitrittsverhandlun­
gen zur Welthandelsorganisation 
(WTO) stützt. Weiterhin strebt er 
die zunehmende Beseitigung von 
Preisspitzen an. Dabei denkt er an 
Maßnahmen zur Festlegung von 
allgemeinen und spezifischen 
Höchstgrenzen. Schließlich will er 
auch die Subventionen im Lande 
schrittweise senken, wenngleich 
nicht gänzlich abbauen, da sie 
sich auf den internationalen Han­
del von landwirtschaftlichen Er­
zeugnissen nachteilig auswirken.

Brasilianische Quellen bemerken, 
daß der Agrarsektor seine relative 
Bedeutung innerhalb der nationa­

len W irtschaft zurückgewinnt. 
Auch wenn der Anteil der landwirt­
schaftlichen Produktion am Brut­
toinlandsprodukt von 25% in 1955 
auf 7,7% in 1989 zurückging, so 
hat sich diese Tendenz in den 
90er Jahren umgekehrt. 1996 er­
reichte sie 13,2% berichtet IPS.

Diese neue Erholung der Land­
wirtschaft ist der Verbesserung der 
Preise zu verdanken, selbst im Ver­
gleich zu industriellen Produkten, 
und dem Produktionszuwachs um 
jährlich 7 bis 8%. Die Experten Car­
los Caetano Bacha und Marcelo 
Rocha bleiben jedoch bei der Auf­
fassung, daß es unsicher sei, ob 
diese Tendenz anhalte.
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Die schnelle Ausbreitung von Vierteln mit ungesunden Wohnverhältnissen hat die zentralen Stadtbe­
zirke erreicht

Binnenw anderung« Neue Regelungen 
für die kubanische 
Hauptstadt

ELOY RODRiGUEZ 
- Granma Internacional

• "MEHR verkraftet Havanna nicht", 
hieß vor einigen Jahren ein Salsa­
Hit, der mit Humor auf das Problem 
der Binnenwanderung in Kuba auf­
merksam machte, speziell auf die 
Zuwanderung in die Hauptstadt.

Jetzt gingen die Behörden noch 
einen Schritt weiter. Sie erließen 
eine Verordnung, die von vielen, 
insbesondere den Bewohnern der 
Hauptstadt, begrüßt wurde. Mit ihr 
wird versucht, den wachsenden Zu­
strom von Menschen, die sich auf 
jede beliebige Art und Weise in Ha­
vanna niederlassen, aufzuhalten 
oder zumindest einzudämmen.

In dem vom Exekutivkomitee des 
Ministerrates herausgegebenen 
Dokument heißt es, "in den letzten 
Jahren hat sich eine Bewegung von 
Menschen herausgebildet, die sich 
aus anderen Landesteilen mit dem 
Ziel nach Havanna begeben, sich 
dort niederzulassen und allein oder, 
mit anderen zusammen zu wohnen. 
Das verschärft die bereits ernsten 
Wohnungsprobleme, die Schwierig­
keiten bei der Gewährleistung einer 
stabilen Arbeitsstelle, eines ange­
messenen innerstädtischen Nah­
verkehrs und der Versorgung mit 
Wasser, Elektrizität und Haushalts­
brennstoffen. Weiterhin wirkt es 
sich auf die Qualität der Dienstlei­
stungen im Gesundheits- und im 
Bildungswesen aus und verringert 
die Möglichkeiten, andere notwen­
dige Dienstleistungen zu gewährlei­
sten..."

Vor# dem wirtschaftlichen Rück­
gang* der 90er Jahre verließen jähr­
lich etwa 20.000 Menschen die 
Hauptstadt und 31.000 kamen hin­
zu. Das ergab ein Saldo von elftau­
send Menschen, eine nach interna­
tionalen Maßstäben geringfügige 
Zahl.

Dagegen weisen die Statistiken 
im vergangenen Jahr 13.000 Weg­
züge und 38.000 Zuzüge aus.

Das ist besorgniserregend.
"Die Verordnung ist lebenswich­

tig ", ve rs iche rt Erik Sing als 
"waschechter Einwohner Havan­
nas", der von chinesischen Emi­
granten abstammt.

"Die W ohnungsprobleme der 
Stadt sind groß, und die Zuwande­
rer aus anderen Provinzen ver­
schlimmern sie noch. Ich bin davon 
nicht betroffen, wohl aber andere 
Einwohner Havannas, die keine 
Wohnung haben oder keine Arbeit 
finden."

Genauso wie ihre Größenord­
nung, oder vielleicht sogar noch 
mehr, bieten die qualitativen Aus­
wirkungen der Wanderung, die be­
reits die zentralen Stadtbezirke er­
re ich t hat, Anlaß zur Sorge: 
Überbelegungen, Ausbreitung von 
Vierteln mit ungesunden Wohnver­
hältnissen und alle möglichen so­
zialen Probleme bis hin zu Strafta­
ten.

Die Verordnung widmet den am 
meisten betroffenen Stadtbezirken 
besondere Aufmerksamkeit, das 
heißt der Altstadt sowie den Stadt­
bezirken’ Cerro,' Diez de Octubre 
und Centro Habana.

Der Stadtteil Dragones im letztge­
nannten Bezirk erstreckt sich über 
eine Fläche von 0,52 km, und nach 
sehr vorsichtigen Berechnungen 
dürften dort rund 40.000 Menschen 
in etwas mehr als 14.000 Haushal­
ten leben.

Gilberto Barrial, Vorsitzender des 
Volksrates, versichert, dies sei vor­
zugsweise eine Gewerbezone: 
"Hier blühen die Geschäfte regel­
recht". Deshalb kämen auch viele 
Leute her, und um zu Geld zu kom­
men, machen sie, legal oder auch 
nicht, alles mögliche.

Außerdem, sagt er, habe man 
Probleme mit der Hygiene. Hier 
gäbe es schwere Schäden, unter 
anderem, weil die Netze der Ver- 
und Entsorgungsleitungen für eine 
Bevölkerung von höchstens 10.000 
Menschen ausgelegt seien.

"Die genaue Anzahl der Leute, die 
hier wohnen, ist uns unbekannt. Bei 
uns gibt es Gebäude mit rund 70

Familien, die eigentlich nur Kapazi­
tät für 12 Familien haben. Weder in 
Tokio noch in Mexiko-Stadt leben 
so viele Menschen pro Quadratkilo­
meter zusammen."

Von jetzt an müssen Personen 
aus anderen Landesteilen, die sich 
in der Hauptstadt niederlassen wol­
len, um dort allein oder mit ahderen 
zusammen zu wohnen, die Zustim­
mung des Vorsitzenden des Ver­
waltungsrates jenes Stadtbezirks 
beantragen, in dem sich die ge­
wünschte Wohnung befindet. Das 
gleiche gilt auch für Personen aus 
Havanna selbst, die sich in besag­
ten Stadtbezirken niederlassen 
möchten.

Desgleichen wird das Einver­
ständnis der Eigentümer oder Ver­
mieter der Wohnung gefordert, in 
die man ziehen möchte, egal ob es 
natürliche oder juristische Perso­
nen sind. Und für den Fall, daß die 
Wohnung in einem "Sondergebiet" 
liegt, oder in einem Bereich, der 
"als besonders bedeutend für den 
Tourismus erklärt wurde", ist noch 
eine Stellungnahme der zuständi­
gen Institution oder deren Nieder­
lassung notwendig.

Hilda Maria ist eine der Zugezo­
genen aus dem östlichen Teil des 
Landes, aus dem die meisten Zu­
wanderer kommen.

Sie wohnt im Stadtbezirk Diez de 
Octubre und stammt aus der Pro­
vinz Santiago de Cuba. Als sie 
1985 kam, interessierte die Zuwan­
derung noch wenig. Viele staatliche 
Betriebe ermutigten sogar noch 
dazu, Indem sie unkontrolliert Ar­
beitskräfte aus änderen Provinzen 
heranholten.

"Mein Mann arbeitet auf dem Bau, 
und man schlug ihm vor, hier zu­
sammen mit anderen Kollegen an 
einem Vorhaben mitzuarbeiten, und 
man gab ihm diese Wohnung.“

Es handelt sich um eine verwahr­
loste Einraumwohnung in einem 
baufälligen und überfüllten Gebäu­
de, die sie zusammen mit ihrem 
Ehemann, dem Sohn und einem

Bruder, der später dazu kam, be­
wohnt.

Hilda weiß, daß sie in schlechten 
Wohnverhältnissen lebt und sie un­
terstützt die eben erlassene Ver­
ordnung sogar - “um zu sehen, ob 
sich für uns, die wir schon hier 
sind, etwas verbessert" -, aber sie 
möchte auf keinen Fall wieder an 
ihren Herkunftsort zurückkehren 
müssen.

Vor kurzem kam ein weiterer Bru­
der mit Ehefrau und drei Kindern 
und offensichtlich sehr unterneh­
mungslustig. In einer Nacht baute 
er aus einigen weggeworfenen 
Brettern und Blechplatten sein ei­
genes “Heim" am Rande der Stadt. 
Am nächsten Tag hatte er bereits 
seineniesten Wohnsitz in Havan­
na.

Viele Zuwanderer, hauptsächlich 
Jugendliche, haben irgendwo in 
der Stadt ihr Lager aufgeschlagen, 
sogar in Kinos, Läden und Hotels, 
die wegen Reparaturbedürftigkeit 
oder infolge der Wirtschaftskrise 
geschlossen wurden.

Das Hotel Bristol und die Kinos 
Rex und Duplex im Herzen der 
Stadt sind einige davon. Das Hotel, 
das vor vielen Jahren seine Blüte­
zeit erlebte, beherbergt gegenwär­
tig etwa 280 Familien, vor allem 
aus den östlichen Provinzen.

Die Verordnung legt fest, daß die 
für Architektur und Stüdteplanung 
zuständigen Bezirksverwaltungs­
stellen ein Dokument auszustellen 
haben, in dem für das Gebäude die 
M indestanforderungen der Be­
wohnbarkeit bescheinigt werden. 
Außerdem muß für jedes Mitglied 
der Familie eine überdachte Wohn­
fläche von mindestens 10 m zur 
Verfügung stehen.

Weiter heißt es dort: "Der Wohn­
sitz, als Daueraufenthalt oder in 
ständiger Lebensgemeinschaft 
kann nicht anerkannt werden, 
wenn das in Havanna befindliche 
Gebäude unbewohnbar ist, sich in 
einem Wohnviertel in gesundheits­
gefährdendem Stadium befindet 
oder nicht die angemessenen Min­
destanforderungen erfüllt".

All dies gilt für jene, die durch 
Erbschaft, Nachlaß, Schenkung 
und andere Formen der Übereig­
nung in den Besitz einer Immobilie 
gelangt sind, denen eine aus staat­
lichem oder sozialem Interesse zu­
gewiesen wurde, oder die ihre 
Wohnung gegen eine in der Haupt­
stadt tauschen.

Bei Verstößen gegen diese Ver­
ordnung drohen Strafen von 200 
bis zu 1.000 Peso sowie die unver­
zügliche Rückkehr an den Ort ihrer 
Herkunft.

Trotz des Alarms ist die kubani­
sche Hauptstadt in bezug auf den 
Bevölkerungszuwachs im Ver­
gleich zu den restlichen Hauptstäd­
ten Lateinamerikas kein typischer 
Fall.

Während beispielsweise in der 
peruanischen Hauptstadt die Be­
völkerungszahl von 1959 bis heute 
um rund sieben Millionen Einwoh­
ner anstieg, leben in Havanna, das 
damals 1,3 Mio. Einwohner zählte, 
heute 2,2 Millionen Menschen.

Experten zufolge betrug der Zu­
wachs nur 0,9 % und liegt damit so­
gar noch unter dem der übrigen 
Provinzen, in denen die Bevölke­
rung um ungefähr 2,3 % zunahm.

Dennoch sirld es gerade die Ein­
wohner von Havanna, die darauf 
bestehen, daß es ihre und keine 
andere Stadt ist, die mehr nicht 
verkraftet.


